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1.1 Forschungsprogramm 
Se vogliamo che tutto rimanga come è, bisogna che tutto cambi. 

Wenn wir wollen, das alles so bleibt wie es ist, ist es notwendig, das sich alles ändert. 
Giuseppe Tomasi di Lampedusa [1896-1957], Il Gattopardo, 1958. 

1.1.1 Zusammenfassung 
Im Sonderforschungsbereich 597 (TranState) wird seit 2003 der Wandel von Staat-
lichkeit in der OECD-Welt des ausgehenden 20. und beginnenden 21. Jahrhunderts 
untersucht. Ausgangspunkt und Vergleichsmaßstab ist dabei der demokratische 
Rechts- und Interventionsstaat – im Folgenden DRIS – der 1960er und 1970er Jah-
re. Der DRIS war durch eine hohe Konzentration von Verantwortung für die Erbrin-
gung eines breiten Portfolios normativer Güter gekennzeichnet. Der DRIS war Ge-
waltmonopolist und Rechtsgarant, zentrale Legitimationsinstanz und universelle 
Wohlfahrtsversicherung. Jenseits des DRIS gab es keine Institution, die wesentlich 
an der Erbringung dieser normativen Güter beteiligt gewesen wäre. Deshalb spre-
chen viele im Rückblick auf diese beiden Jahrzehnte vom „Goldenen Zeitalter des 
Staates“. Der Sonderforschungsbereich (Sfb) untersucht, wie sich Staatlichkeit seit 
diesem vermeintlich Goldenen Zeitalter gewandelt hat, analysiert die Ursachen des 
Wandels und fragt nach dessen Auswirkungen (vgl. zusammenfassend Leibfried & 
Zürn 2005, 2006 und 1.2.2. (A)). 

In der ersten Antragsphase (2003-2006) des Sfb wurde der Wandel von Staat-
lichkeit gemäß einer einheitlichen Konzeption beschrieben. Diese Konzeption be-
ruht auf der Unterscheidung von vier Dimensionen von Staatlichkeit – (1) Recht, (2) 
Legitimation, (3) Wohlfahrt und Intervention, und (4) Ressourcen –, in denen 
Wandlungsprozessen auf zwei Achsen, nämlich der international-nationalen sowie 
der staatlich-privaten, nachgegangen wird. Auf dieser konzeptionellen Grundlage 
gelang es (s. 1.2.2 (B)), die in unterschiedlichen Teilprojekten beobachteten Wand-
lungsprozesse in ein kohärentes Gesamtbild der Zerfaserung von Staatlichkeit zu in-
tegrieren. Dieses Bild ist dadurch geprägt, dass sich um den Staat herum neue inter-
nationale und private Institutionen anlagern, die sich mit dem Staat die Verantwor-
tung für die Erbringung normativer Güter teilen. Nicht mehr nur die staatlichen In-
stanzen, sondern vermehrt auch gesellschaftliche und internationale Institutionen 
treten als Rechtsgaranten, Legitimationsträger, Wohlfahrtsproduzenten und Gewalt-
kontrolleure auf. Die faktische Alleinverantwortung, welche der Staat im Goldenen 
Zeitalter wahrnahm, geht verloren. Trotzdem bleibt der Staat der zentrale Anker von 
Staatlichkeit. Er verfügt nach wie vor über erhebliche Entscheidungskompetenzen 
und eine Organisationsmacht, die keine internationale oder gesellschaftliche Institu-
tion auf sich gestellt herauszufordern vermag. Vor allem aber behält er die Letztve-
rantwortung für die Bereitstellung normativer Güter: Kommt es zu qualitativen oder 
quantitativen Mängeln – treiben tote Schwäne im Meer, bekommt das private Toll 
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Collect seine On-Board-Units nicht in Gang oder treten aufgrund des globalen Kli-
mawandels die Flüsse über die Ufer –, dann muss der Staat einspringen und Abhilfe 
schaffen, ob er an diesen Mängeln nun ursächlich beteiligt war oder nicht. Die Zer-
faserung von Staatlichkeit bedeutet also nicht das Ende des Staates. Sie bedeutet a-
ber, dass die Organisation von Staatlichkeit komplexer und womöglich prekärer ge-
worden ist, als sie es im Goldenen Zeitalter des DRIS war.  

Die in der ersten Antragsphase beschriebene Zerfaserung von Staatlichkeit gilt 
es nun in der zweiten Antragsphase (2007-2010) zu erklären. Auch dies soll auf 
Grundlage einer einheitlichen Konzeption geschehen. Dazu wird das bestehende 
einheitliche Beschreibungskonzept durch ein einheitliches Erklärungsschema er-
gänzt (s. 1.2.2 (C)). Dieses beruht auf der Unterscheidung von Antriebskräften ei-
nerseits und Weichenstellern andererseits. Unter Antriebskräften verstehen wir dabei 
all jene materiellen, ideellen und institutionellen Prozesse, die bestehende Strukturen 
von Staatlichkeit herausfordern und dadurch zur Ursache des Staatswandels werden 
können. Als Weichensteller bezeichnen wir demgegenüber all jene materiellen, i-
deellen oder institutionellen Faktoren, die dem Wandel sein eigentümliches Gepräge 
geben, ihn in bestimmte Richtungen lenken, auf schnellere oder langsamere Gleise 
setzen oder ganz abstoppen. Das Erklärungsschema soll helfen, die in den Teilpro-
jekten entwickelten Erklärungen besser vergleichen und sie zu einer Gesamterklä-
rung der Zerfaserung von Staatlichkeit vereinen zu können. Die Erklärungsarbeit 
wird dabei von der Vermutung geleitet, dass die Zerfaserung von Staatlichkeit nicht 
allein exogenen Antriebskräften geschuldet ist, die den Staat „von außen“ zum 
Wandel zwingen, sondern eben auch endogenen Prozessen, die den Staat „von in-
nen“ her zur Veränderung drängen. Die Transformation des Staates ist also, so unse-
re These, ganz wesentlich auch eine Selbst-Transformation.  

In der dritten Antragsphase (2011-2014) sollen die Auswirkungen der Zerfase-
rung von Staatlichkeit untersucht werden und zwar in normativer, praktischer und 
theoretischer Hinsicht. Vor allem wird herauszuarbeiten sein, ob mit der Zerfase-
rung des DRIS die verschiedenen Dimensionen von Staatlichkeit zueinander ver-
mehrt in Spannung geraten. Im DRIS sorgte die Bündelung von Verantwortung für 
die vier Dimensionen von Staatlichkeit – Recht, Legitimation, Wohlfahrt und Inter-
vention, und Ressourcen – für ein synergetisches Verhältnis zwischen ihnen. Die 
Frage ist, ob diese Synergien mit der Zerfaserung von Staatlichkeit unter Druck ge-
raten und welche Folgen dies für die Qualität und Quantität normativer Güter hat. 
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Abbildung 1: Arbeitsschwerpunkte in den drei Antragsphasen 

Erste Antragsphase  
(2003-2006) 

Zweite Antragsphase  
(2007-2010) 

Dritte Antragsphase  
(2011-2014) 

Beschreibung des Wandels 
von Staatlichkeit 

 in vier Dimensionen 
 auf zwei Achsen 

These: Zerfaserung von 
Staatlichkeit 

Erklärung des Wandels von 
Staatlichkeit durch 

 Antriebskräfte und 
 Weichensteller  

These: Selbsttransformation des 
Staates 

Auswirkungen des Wandels 
von Staatlichkeit (normativ, 
praktisch und theoretisch) 
These: Synergien zwischen 
den Dimensionen von Staat-
lichkeit geraten unter Druck 

1.1.2 Das Forschungsprogramm „Staatlichkeit im Wandel“  
Im Sonderforschungsbereich „Staatlichkeit im Wandel“ wird untersucht, wie es um 
den demokratischen Rechts- und Interventionsstaat (DRIS) der OECD-Welt am Be-
ginn des 21. Jahrhunderts bestellt ist.1 Der DRIS, der in den 1960er und 1970er Jah-
ren sein „Goldenes Zeitalter“ erlebte,2 besaß bei der Erbringung normativer Güter 
sowohl die Letzt- als auch die Alleinverantwortung. Zwar nimmt er in den 1990er 
und 2000er Jahren weiterhin die zentrale Verantwortung für die Erbringung norma-
tiver Güter wahr: Er regelt die Wirtschaft, bekämpft Kriminalität, organisiert Bil-
dungssysteme, unterhält Verkehrswege, ermöglicht Demokratie, führt Kriege, be-
kämpft Terror und gewährleistet soziale Sicherheit. Doch der DRIS ist bei der 
Erbringung derartiger Güter immer seltener allein tätig. Aufgrund vielfältiger Inter-
nationalisierungs- und Privatisierungsprozesse sind immer häufiger internationale 
und private Institutionen in die Verantwortung eingebunden. Der Staat behält zwar 
zumeist die Letztverantwortung, aber er verliert die Alleinverantwortung. Entschei-
dungskompetenzen und Organisationsaufgaben werden zunehmend auch auf Institu-
tionen jenseits des DRIS verlagert bzw. lagern sich dort an. 

Um das Großthema „Wandel von Staatlichkeit“ wissenschaftlich angehen zu 
können, gliedert sich der Sfb in drei Antragsphasen mit je eigenem Arbeitsschwer-
punkt. Danach sollte sich die Arbeit während der ersten Antragsphase darauf kon-
zentrieren, den Wandel von Staatlichkeit in der OECD-Welt zu beschreiben. Die 
Erklärung der beobachteten Wandlungsprozesse rückt in der hier beantragten zwei-
ten Antragsphase in den Vordergrund, während in einer etwaigen dritten Antrags-

                                                           
1  Auf den Wandel von Staatlichkeit jenseits der OECD-Welt konzentriert sich unter der Leitung von 

Thomas Risse der Berliner Sonderforschungsbereich 700 „Governance in Räumen begrenzter Staat-
lichkeit: Neue Formen des Regierens?“. (Zur Staatlichkeit jenseits der OECD-Welt siehe auch Herbst 
2000.) 

2  Die Zaesur Mitte der 1970er Jahre wird inzwischen auch in der Geschichtswissenschaft zum kriti-
schen Schwellenwert der Analyse gemacht (s. Wolfrum 2005). 
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phase vor allem die Auswirkungen des Wandels von Staatlichkeit untersucht werden 
sollen.  

Hier soll zunächst die gegenüber dem ersten Antrag weiterentwickelte Konzep-
tion erläutert werden, die die Arbeit während der ersten Antragsphase angeleitet 
hat (A). Sodann folgt die Schilderung der auf dieser Grundlage erzielten Ergebnis-
se (B). Schließlich wird die generelle Konzeption skizziert, die die Arbeit während 
der nun folgenden zweiten Antragsphase anleiten soll (C). 

(A) Der Wandel von Staatlichkeit – die ursprüngliche Konzeption  

Während der noch laufenden ersten Antragsphase konzentrieren sich die Teilprojek-
te darauf, den Wandel von Staatlichkeit in der OECD-Welt gemäß einer gemeinsa-
men Konzeption zu beschreiben. Diese Konzeption hat einen doppelten Zweck. 
Zum einen leitet sie die interdisziplinäre Zusammenarbeit der am Sfb beteiligten un-
terschiedlichen staatswissenschaftlichen Disziplinen an: Die eine Hälfte der Teilpro-
jekte entstammt der Politikwissenschaft, während die andere Hälfte der Teilprojekte 
vor allem in der Rechtswissenschaft3 und auch in der Ökonomie und der Soziologie 
beheimatet ist. Die gemeinsame Konzeption gibt den einzelnen Projekten ein inter-
disziplinäres Beschreibungsraster vor, das sie zusammen führt, ohne sie zur Preisga-
be disziplinärer Eigenheiten zu zwingen. Zum anderen beugt die einheitliche Kon-
zeption drei Gefahren der Analyse grundlegender sozialer Wandlungsprozesse vor 
(Caporaso 2000b, 4): 

 Die Gefahr der Überabstraktion wird vermieden, indem die Analyse des Wandels 
von Staatlichkeit an eine historisch konkrete Gestalt von Staatlichkeit gebunden 
wird: den demokratischen Rechts- und Interventionsstaat (DRIS) der 1960er und 
1970er Jahre. 

 Der Gefahr der Überaggregierung wird begegnet, indem der Wandel von Staat-
lichkeit nicht in der Totalen in den Blick genommen wird, sondern getrennt nach 
vier verschiedenen Dimensionen moderner Staatlichkeit: der Ressourcen-, der 
Rechts-, der Legitimitäts- und der Wohlfahrtsdimension. 

 Der Gefahr der Dichotomisierung wird schließlich entgangen, weil der Wandel 
von Staatlichkeit als graduelle Verschiebung entlang zweier Achsen konzeptuali-
siert wird: einer räumlichen Achse, auf der Verlagerungen von Staatlichkeit zwi-
schen nationalstaatlichen und internationalen Institutionen untersucht werden, 
und einer modalen Achse, auf der Verlagerungen zwischen staatlichen und priva-
ten Institutionen analysiert werden. 

                                                           
3  Die Rechtswissenschaft ist an vielen Stellen für Fragestellungen besonders offen, wie sie im Sfb 

„Staatlichkeit im Wandel“ verfolgt werden (vgl. nur Hoffmann-Riem, Voßkuhle & Schmidt-Aßmann 
2006; Voßkuhle 2004 ff.; Möllers 2004 ff.; Vitzthum 2005; Riedel 1997; Calließ 2006; siehe auch 
Rubin 2005). Wegen ihrer eigenen institutionellen Fokussierung ist auch das Wechselspiel mit poli-
tikwissenschaftlichen Fragestellungen naheliegend. 
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Diese drei konzeptionellen Entscheidungen werden nun kurz erläutert. 

(a) Wider die Überabstraktion: Staatlichkeit im DRIS 

Um bei der Analyse des Wandels von Staatlichkeit die Gefahr der Überabstraktion 
(Caporaso 2000b) zu vermeiden, misst der Sfb den Wandel am Maßstab einer histo-
risch konkreten Erscheinungsform von Staatlichkeit, nämlich der des demokrati-
schen Rechts- und Interventionsstaates, des DRIS, wie er sich in den 1960er und 
1970er Jahren ausgeformt hat.  

Dabei ist für die Konzeption des Sfb ein Staatsverständnis zentral, nach dem der 
Staat eine spezifische Institution ist, die auf einem definierten Staatsgebiet für ein 
definiertes Staatsvolk auf die Erbringung normativer Güter spezialisiert ist (Poggi 
1990; Zürn & Leibfried 2005, 2006). Dabei sollen hier als normative Güter solche 
Leistungen bezeichnet werden, deren Erbringung eine Gemeinschaft für sich als 
Ganzes für zentral hält. Das, was als normatives Gut betrachtet wird, kann sich 
dementsprechend wandeln, so dass sich im Ergebnis oftmals auch die Staatstätigkeit 
entsprechend verändert (Grimm 1990, 1994a, b, 2004; Willke 1987, 1992).  

Der DRIS des Goldenen Zeitalters hat für sein Staatsgebiet und sein Staatsvolk 
die Letztverantwortung für die Erbringung normativer Güter. Letztverantwortung 
bedeutet nicht zwingend, dass der Staat diese Güter ganz allein produziert, wohl a-
ber, dass ihm jeder tatsächliche oder wahrgenommene Mangel bei der Bereitstellung 
dieser Güter zugerechnet wird. So trägt der Staat beispielsweise Letztverantwortung 
für normative Güter wie die Kriminalitätsbekämpfung oder die Arbeitsvermittlung, 
obwohl an ihrer Produktion auch nicht-staatliche Agenturen wie Europol oder priva-
te Arbeitsvermittlungsdienste beteiligt sind. Wenn irgendetwas schief läuft, die 
Kriminalität überhand nimmt oder die Arbeitsvermittlung stockt, dann kann der 
Staat seine Verantwortung nur begrenzt oder gar nicht auf diese mitbeteiligten Stel-
len abschieben, sondern muss selbst einstehen und sich um die Behebung der Miss-
stände kümmern.  

Der DRIS des Goldenen Zeitalters war insofern ein ganz besonderer Staat, als 
ihm nicht nur die Letztverantwortung für die Bereitstellung normativer Güter zuge-
schrieben wurde, sondern er diese Güter tatsächlich zum allergrößten Teil auch sel-
ber produziert hat: Er traf, wie Schuppert (2005b) es nachgezeichnet hat, fast alle 
hinsichtlich der Erbringung normativer Güter wichtigen Entscheidungen selbst (Ent-
scheidungsverantwortung) und war zumeist auch mit der operativen Organisation 
der Gütererbringung betraut (Organisationsverantwortung). Der Staat trug also nicht 
nur die Letztverantwortung für den Fall des Scheiterns, sondern auch weitgehend 
die Alleinverantwortung für die Produktion (Rokkan 1975, 2000). Gesellschaftliche 
Institutionen (Verbände, Vereine und Kirchen) ebenso wie internationale Institutio-
nen (die Vereinten Nationen oder die Europäische Gemeinschaft) waren zwar hier 
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und da an der Erbringung normativer Güter mitbeteiligt, doch sie spielten gegenüber 
dem Staat eine klar untergeordnete Rolle. Der DRIS behielt die Letzt- und Allein-
verantwortung. 

Der Wandel von Staatlichkeit soll vor dem Hintergrund dieses historischen 
Staatstyps, dem DRIS des Goldenen Zeitalters, und im Kontrast zu ihm, untersucht 
werden. Dabei wird insbesondere gefragt, ob sich die Verantwortung für die Erbrin-
gung der jeweils anerkannten – bislang vom Staat erbrachten – normativen Güter 
gewandelt hat. Wird diese Verantwortung vermehrt in nicht-staatliche, insbesondere 
private bzw. internationale Institutionen verlagert? Erhalten solche Institutionen bei 
der Erbringung normativer Güter Entscheidungs- oder Organisationsverantwortung 
und dringen sie damit in die staatliche Alleinverantwortung ein oder übernehmen sie 
sogar Letztverantwortung?4  

(b) Wider die Überaggregierung: Dimensionen der Staatlichkeit 

Um die Gefahr der Überaggregierung zu verringern, wird der Wandel von Staatlich-
keit in vier verschiedenen Dimensionen getrennt voneinander betrachtet, nämlich 
der Ressourcen, des Rechts, der Legitimation und der Wohlfahrt. Jede dieser Di-
mensionen umfasst ein zentrales Bündel normativer Güter, für deren Erbringung der 
Staat in einer schließlich im DRIS kulminierenden historischen Entwicklung nicht 
nur die Letztverantwortung zugewiesen bekam, sondern auch die Entscheidungs- 
und auch die Organisationsverantwortung zunehmend auf sich konzentrierte, also 
Alleinverantwortung besaß:5 

 Ressourcendimension und moderner Territorialstaat: Die Entwicklung der Ver-
antwortungskonzentration beim modernen Staat begann in der Ressourcendimen-
sion. In der frühen Neuzeit kam es zunächst in Frankreich und England, dann a-
ber in ganz Europa, über einen teilweise erbittert geführten Ausscheidungskampf 
zu einer Konzentration der Gewaltmittel beim Staat. Der entstehende moderne 
Territorialstaat erhielt damit die Letztverantwortung für die Sicherheitserzeugung 
sowie die Steuereintreibung und konzentrierte auch die darauf bezogene Ent-
scheidungs- und Organisationsverantwortung auf sich (Bobbitt 2002; Elias 1969; 
Giddens 1985; Tilly 1985). 

 Rechtsdimension und souveräner Rechtsstaat: Beginnend im 17. Jahrhundert 
folgte die Verantwortungskonzentration in der Rechtsdimension. Der Staat ge-
wann für das Rechtssystem schrittweise nicht nur die Entscheidungs- und Organi-

                                                           
4  Damit lehnt sich der Sfb konzeptionell zwar an die verbreitete Analyse veränderter Formen von Go-

vernance an. Im Gegensatz zu diesen Analysen untersucht der Sfb die neuen Formen von Governance 
jedoch ausdrücklich mit Bezug auf den Staat. Der Sfb wählt also einen spezifischen Blick auf die neu-
en Formen von Governance. Die viel zitierten neuen Formen von Corporate Governance werden da-
mit beispielsweise aus der Analyse ausgeblendet.  

5  Vgl. Überblicksdarstellungen z.B. bei Zürn (1998) und Reinhard (1999). 
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sationsverantwortung, sondern auch die Letztverantwortung. Er wurde zur höchs-
ten Rechtsquelle und zum zentralen Rechtsgaranten, freilich um den Preis, nicht 
in das Recht anderer Staaten eingreifen zu dürfen. Darüber hinaus wurde die 
staatliche Herrschaft zunehmend in Recht gegossen und an Recht gebunden. Es 
entstanden damit zunächst der absolutistische und später der moderne Rechtsstaat 
(Böckenförde 1991; Dyson 1980; Grimm 2004; Herzog 1997; North 1986, 1990; 
Prodi 2003; Spruyt 1994). 

 Legitimationsdimension und demokratischer Nationalstaat: Im 19. und 20. Jahr-
hundert schließlich erfasste die Verantwortungskonzentration auch die Legitima-
tionsdimension. Der Staat gewann mit Nationalismus und Demokratie eine ver-
änderte politische Legitimationsgrundlage. Der Staat wurde zum Ausdruck der 
demokratischen Selbstbestimmung der Nation und war damit für alle politischen 
Legitimationsprozesse letztverantwortlich (Anderson 1991; Elias 1969; Gellner 
1991; Hobsbawm 1990). Er wurde zum zentralen Adressat politischer Legitima-
tionsforderungen und zugleich die wichtigste politische Legitimationsquelle.  

 Wohlfahrtsdimension und Interventionsstaat: Schließlich dehnte sich die Verant-
wortung des Nationalstaates auf die Wohlfahrtsdimension aus. Im 19. Jahrhun-
dert dienten die Eingriffe des Staates in das Wirtschaftsgeschehen vor allem der 
Marktschaffung: Der Staat beseitigte interne Marktbarrieren und schuf damit die 
Voraussetzungen einer nationalen Volkswirtschaft. Im 20. Jahrhundert wurde der 
Staat zunehmend auch für die Marktlenkung und Marktkorrektur in die Verant-
wortung genommen. Es entstand der soziale Interventionsstaat, dem nicht nur die 
Letztverantwortung für alle möglichen sozialen und ökonomischen Wohlfahrts-
belange zugewiesen wurde, sondern bei dem sich auch die Entscheidungs- und 
Organisationsverantwortung für soziale Sicherung und wirtschaftliche Steuerung 
konzentrierte (Alber 1982; Flora 1986-87; Flora & Heidenheimer 1981; Rieger & 
Leibfried 2003). 

 
Der DRIS der 1970er Jahre unterscheidet sich also von historisch früheren Staats-
formen ebenso wie von Staaten jenseits der OECD-Welt dadurch, dass er für alle 
vier Dimensionen moderner Staatlichkeit nicht nur die Letztverantwortung über-
nimmt, sondern auch die Entscheidungs- und Organisationsverantwortung auf sich 
konzentriert, letztlich also annähernd Alleinverantwortung besaß.6 Der DRIS ist in 

                                                           
6  Dabei ist diese Bündelung synergetisch, weil sich im DRIS die verschiedenen Dimensionen von Staat-

lichkeit wechselseitig stützen und gewissermaßen in eine herausragende Stellung hineintreiben. Ohne 
das Gewaltmonopol wäre ein wirksames Rechtssystem zumindest erheblich schwieriger zu etablieren 
und erhalten gewesen. Und ohne diese Rechtsordnung scheint aber das legitime Regieren in einer 
Demokratie kaum vorstellbar. Und die Demokratisierung des Staates trägt zweifellos zu dessen Inter-
ventionsstaatlichkeit bei. Zugleich sind aber Interventionsstaatlichkeit, Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit die zentralen Garanten dafür, dass das Gewaltmonopol des Staates aufrechterhalten werden 
kann. 
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seinem Goldenen Zeitalter auf seinem Staatsgebiet und für sein Staatsvolk die be-
deutendste Rechtssetzungs- und Rechtsprechungsinstanz, er verkörpert den wichtig-
sten Adressaten von Legitimationsforderungen und zugleich die wichtigste politi-
sche Legitimationsquelle, er ist der bedeutendste Wohlfahrtsgarant, der Marktversa-
gen reguliert und als ungerecht empfundene Marktergebnisse korrigiert, und schließ-
lich verfügt er über eine überragende Ressourcenausstattung – Gewaltmittel, Steuer-
erträge und Zugriff auf Menschen. Dabei entwickelte freilich jeder Staat ein je eige-
nes Rechtssystem, einen je eigenen Legitimationsmodus, ein je eigenes Wohlfahrts-
regime und auch eine je spezifische Ressourcenkontrolle. Die großen Varianzen, die 
etwa zwischen Föderal- und Zentralstaaten bei der Ressourcenkontrolle bestehen 
(u.a. Rodden 2004; Benz & Lehmbruch 2001; Obinger, Leibfried & Castles 2005a), 
zwischen civil-law-Staaten und common-law-Staaten in der Rechtsdimension noch 
existieren (Makesinis 2000), sich zwischen präsidentiellen und parlamentarischen 
Demokratien (M.G. Schmidt 2000; Dahl 1998; Lijphart 1999) in der Legitimations-
dimension entwickelt haben oder zwischen angelsächsischen und skandinavischen 
Wohlfahrtsregimen (Castles & Mitchell 1993; Esping-Andersen 1990; Kaufmann 
2003; zuletzt Pontusson 2005) bestehen, sind für den DRIS mithin konstitutiv. 

(c) Wider die Dichotomisierung: Achsen des Wandels  

Um der möglichen Komplexität des Wandels von Staatlichkeit gerecht werden zu 
können, wird nicht nur zwischen drei Verantwortungsformen (Letztverantwortung, 
Entscheidungs- und Organisationsverantwortung) bei der Erbringung normativer 
Güter und vier Dimensionen (Recht, Legitimation, Intervention/Wohlfahrt und Res-
sourcen) der Erbringung dieser Güter unterschieden, sondern auch zwischen zwei 
Achsen, auf denen sich die Verantwortung für die Erbringung normativer Güter ver-
ändern kann. Mit Blick auf die räumliche Achse wird analysiert, ob in der Rechts-, 
Legitimations-, Wohlfahrts- oder Ressourcendimension grundlegende Internationa-
lisierungsprozesse auszumachen sind. Verlagert sich die Verantwortung für die 
Erbringung normativer Güter zunehmend von nationalstaatlichen auf internationale 
Institutionen? Zugleich wird in den Teilprojekten aber auch geprüft, ob sich Ver-
antwortlichkeiten bei der Erbringung normativer Güter, die bereits früher in interna-
tionalen Institutionen zu finden waren, nunmehr wieder stärker bei nationalstaatli-
chen Institutionen konzentrieren.7 Darüber hinaus werden auf einer modalen Achse 
Verlagerungsprozesse zwischen privaten (bzw. gesellschaftlichen) und staatlichen 

                                                           
7  Vor Beginn der ersten Phase des Sfb war ursprünglich überlegt worden, auch nach einer möglichen 

Subnationalisierung von Verantwortung zu fragen, zumal entsprechende Projekte im Einzugsbereich 
des Sfb bereits initiiert waren (vgl. u.a. Obinger, Leibfried & Castles 2005) und interessante Vorstu-
dien anderer vorliegen (u.a. Brenner 2004). Dies wurde jedoch als Schwerpunkt aufgegeben, weil eine 
solche Verlagerung „lediglich“ eine veränderte Verantwortungsverteilung innerhalb des Staates bein-
haltet.  
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(bzw. halbstaatlichen) Institutionen in den Blick genommen. Dementsprechend wird 
untersucht, ob sich bei der Erbringung normativer Güter tatsächlich die oftmals be-
hauptete Privatisierung ausmachen lässt. Aber auch hier werden gegenläufige Ver-
lagerungsprozesse in den Blick genommen, wonach Verantwortung für die Erbrin-
gung normativer Güter, die ehemals in privaten oder gesellschaftlichen Institutionen 
verortet war, nun vermehrt von nationalstaatlichen Institutionen wahrgenommen 
wird. 

Um der möglichen Komplexität des Wandels gerecht zu werden, wird darüber 
hinaus auch untersucht, ob sich in Verbindung mit den oben angesprochenen Verla-
gerungsprozessen die Varianz zwischen unterschiedlichen Staaten verringert oder 
aber vergrößert. Analysiert wird, ob sich im Rahmen etwaiger Verlagerungsprozesse 
die Staaten einander angleichen oder ob sie zunehmend verschiedener werden, ob 
sich der Korridor von Staatlichkeit verengt oder verbreitert. Auf der modalen Achse 
wird analysiert, inwieweit Privatisierungs- und/oder Verstaatlichungsprozesse zu 
Konvergenz (Knill 2005; Knill & Holzinger 2005) beitragen, weil nunmehr alle 
Staaten die Verantwortung für die Erbringung normativer Güter gleichermaßen auf 
staatliche und gesellschaftliche Institutionen verteilen. Aber es wird in diesen Teil-
projekten auch untersucht, ob diese Privatisierungs- und/oder Verstaatlichungspro-
zesse möglicherweise sogar in eine zunehmende Divergenz zwischen den Staaten 
münden. Darüber hinaus wird auf der räumlichen Achse erhoben, ob Internatio-
nalisierungs- und/oder Renationalisierungsprozesse mit einer Konvergenz unter-
schiedlicher Staaten verbunden sind. Analysiert wird, ob die Verlagerung der Ver-
antwortung für die Erbringung bestimmter normativer Güter in internationale Insti-
tutionen von allen Staaten gleichermaßen getragen wird. Dabei wird aber auch un-
tersucht, ob durch die Internationalisierungs- bzw. Renationalisierungsprozesse be-
stehende Divergenzen zwischen unterschiedlichen Staaten weiter akzentuiert wer-
den.  

(d) Drei Leitthesen zum Wandel von Staatlichkeit 

Die gemeinsame Konzeption besteht aus drei Komponenten: erstens, dem histori-
schen Vergleichsmaßstab des DRIS; zweitens, den vier Dimensionen von Staatlich-
keit; und, drittens, den zwei Achsen des Wandels, auf denen sich Verantwortung 
verlagern kann. Diese Konzeption gibt den analytischen Rahmen für die Arbeit des 
Sfb in der ersten Antragsphase vor. Angeleitet wird die Arbeit dabei von drei ge-
meinsamen Leitthesen: 

 Die Verlagerungsthese: Gemäß dieser Leitthese kommt es zu einer Verlagerung 
der Verantwortung bei der Erbringung normativer Güter. Während für den DRIS 
der 1970er Jahre die Letzt- und Alleinverantwortung für die Erbringung normati-
ver Güter in den Institutionen des Staates kennzeichnend war, erwarteten wir für 
die 1980er, 1990er und 2000er Jahre eine schrittweise Verlagerung von Verant-
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wortung auf internationale und private Institutionen (Zürn & Leibfried 2005, 
2006). Der DRIS büßt seine Alleinverantwortung bei der Erbringung normativer 
Güter ein.  

 Die Korridorthese: Diese Leitthese besagt, dass sich in Verbindung mit den ange-
sprochenen Verlagerungsprozessen der Varianzkorridor verschiedener institutio-
neller Gestaltungsformen des Staates verengt (Rothgang u.a. 2006). Die konzent-
rierte Verantwortung für die Erbringung normativer Güter konnte beim DRIS der 
1970er Jahre innerhalb eines vergleichsweise breiten Korridors von Staat zu Staat 
je unterschiedlich institutionalisiert sein. Doch wir erwarten, dass sich der sich 
darin ausdrückende politische Gestaltungsspielraum über die nationalen Instituti-
onen – das Rechtssystem, die Legitimierung, das Wohlfahrtsregime und auch die 
staatliche Ressourcenbewirtschaftung – in den 1980er, 1990er und 2000er Jahren 
verringert hat. Es kommt also über verschiedene Staaten hinweg insofern zu 
Konvergenzprozessen, als alle Staaten gleichermaßen private und internationale 
Institutionen in die Erbringung normativer Güter einbeziehen. 

 Die Zerfaserungsthese: Diese Leitthese drückt die Erwartung aus, dass die Verla-
gerungsprozesse und die mit ihnen verbundenen Korridorentwicklungen in den 
unterschiedlichen Dimensionen von Staatlichkeit in unterschiedliche Richtungen 
laufen. Die im DRIS konzentrierte Allein- und Letztverantwortung bei der 
Erbringung normativer Güter geht verloren, ohne dass sich jenseits des Staates 
ein neues Verantwortungszentrum herausbildet, das dieses Verantwortungsbündel 
vollständig übernimmt. Die Produktion normativer Güter zerfasert insofern, als 
sie zunehmend zwischen national-staatlichen, internationalen und gesellschaftli-
chen Institutionen geteilt und von diesen mehr oder weniger getrennt voneinander 
wahrgenommen wird. 

 
Um die drei Leitthesen zu untersuchen, ist der Sfb so zugeschnitten, dass jedes Teil-
projekt in einer Dimension von Staatlichkeit – Recht, Legitimation, Wohlfahrt und 
Intervention, und Ressourcen –, etwaigen Verlagerungsprozessen in den letzten drei 
Jahrzehnten auf zumindest einer der beiden Achsen, also der räumlichen oder der 
modalen, nachgeht und ggf. die damit verbundenen Korridorveränderungen unter-
sucht. Dabei befassen sich jeweils ungefähr vier Teilprojekte mit Verlagerungspro-
zessen und Korridorentwicklungen in einer Dimension von Staatlichkeit. Die vier 
Teilprojekte der A-Säule untersuchen den Wandel von Staatlichkeit in der Rechts-
dimension, die fünf Teilprojekte der B-Säule den Wandel in der Legitimationsdi-
mension, die drei bzw. vier Teilprojekte der C-Säule den in der Wohlfahrtsdimensi-
on und die drei Teilprojekte der D-Säule den in der Ressourcendimension.  
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(B) Der Wandel von Staatlichkeit – erste Ergebnisse 

Die allen Teilprojekten gemeinsame Konzeption für die Beschreibung des Wandels 
von Staatlichkeit und die drei Leitthesen haben sich in der ersten Antragsphase als 
ausnehmend produktiv erwiesen. So ist es erstens gelungen, die Analysen der ein-
zelnen Teilprojekte über disziplinäre Grenzen hinweg so zu koordinieren, dass sie 
vergleichbare Beschreibungen von Wandlungsprozessen von Staatlichkeit produ-
ziert haben. Es ist zweitens gelungen, über disziplinäre Grenzen hinweg fruchtbare 
Diskussionen anzuregen, an denen oft alle Teilprojekte des Sfb oder aber Teilpro-
jekte derselben Säule beteiligt waren. Und es ist drittens gelungen, die deskriptiven 
Ergebnisse der verschiedenen Teilprojekte zu einem ersten Gesamtbild des Wandels 
von Staatlichkeit zu integrieren. Diesem noch weiter zu konturierenden Gesamtbild 
zufolge erscheinen alle drei ursprünglich formulierten Leitthesen zum Wandel von 
Staatlichkeit überarbeitungsbedürftig: 

 Die Verlagerungsthese: Einerseits verliert der DRIS tatsächlich die früher er-
reichte Alleinstellung bei der Erbringung normativer Güter. Der Staat ist seit den 
1970er Jahren zunehmend weniger die einzige und in manchen Bereichen noch 
nicht einmal mehr die wichtigste Institution für die Erbringung normativer Güter. 
Andererseits vollzieht sich dieser Wandel nicht, wie von uns ursprünglich erwar-
tet, in erster Linie als Verlagerung von Verantwortung aus dem Staat heraus in 
neue internationale und/oder private Strukturen jenseits des Staates, sondern als 
Anlagerung neuer Strukturen um den Staat herum. Der Staat bleibt für die 
Erbringung normativer Güter zentral und scheint dabei auch vorerst unersetzlich. 
Aber er ist in ein zunehmend engmaschigeres Geflecht paralleler Strukturen ein-
gebunden, die an der Erbringung normativer Güter mitbeteiligt sind.  

 Die Korridorthese: Hier gibt es gegenläufige Entwicklungen. Auf der modalen 
Achse scheint es tatsächlich seit den 1970er Jahren zu der erwarteten Konvergenz 
zu kommen. Der Korridor, innerhalb dessen Staaten bei der Erbringung normati-
ver Güter mit unterschiedlichen Verantwortungsverteilungen zwischen staatli-
chen und privaten Institutionen operieren, ist enger geworden. Auf der räumli-
chen Achse dagegen ist eher eine Korridorerweiterung zu verzeichnen. Bei der 
Verteilung von Verantwortung bei der Erbringung normativer Güter zwischen na-
tionalen und internationalen Institutionen haben sich seit den 1970er Jahren die 
Unterschiede zwischen den OECD-Staaten eher vergrößert. 

 Die Zerfaserungsthese: Der DRIS zerfasert, aber er bleibt zentral. Um den DRIS 
herum haben sich seit den 1970er Jahren zusätzliche, teils komplementäre, teils 
konkurrierende nicht-staatliche Strukturen angelagert, in denen Verantwortung 
für die Erbringung normativer Güter übernommen wird. Der DRIS zerfasert des-
halb in dem Sinne, als nicht mehr alle Entscheidungs- und Organisationsverant-
wortung bei ihm gebündelt, sondern auf eine Vielzahl heterogener Institutionen 
verteilt ist. Trotzdem bleibt der DRIS für die Erbringung normativer Güter zent-
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ral, weil die neu entstehenden Strukturen in der Regel die Erbringung normativer 
Güter nicht von ihm unabhängig organisieren, sondern auf ihn bezogen, von ihm 
abhängig oder gemeinsam mit ihm. Die Letztverantwortung bleibt fast aus-
schließlich beim DRIS. Ohne den Staat geht deshalb wenig, allein durch den 
Staat geht aber auch nicht mehr viel und läuft etwas schief, so bleibt es auf jeden 
Fall am Staat hängen.  

 
Im Folgenden umreißen wir die erzielten Ergebnisse anhand der drei Leitthesen. 

(a) Verlagerungsthese 

Die Teilprojektergebnisse der ersten Antragsphase zeigen, dass Verantwortung bei 
der Erbringung normativer Güter seit den 1970er Jahren tatsächlich internationali-
siert und privatisiert worden ist. Die Strukturen, in denen normative Güter erbracht 
werden, sind nicht mehr alle staatlich (1). Die Teilprojektergebnisse zeigen aber 
auch, dass sich dieser Wandel nicht in erster Linie durch die Verlagerung von Ver-
antwortung aus dem Staat auf nicht-staatliche Strukturen vollzogen hat, sondern 
durch die Anlagerung neuer Strukturen der Verantwortung um den Staat herum (2).  

(1) Internationalisierung und Privatisierung 

Die meisten Teilprojekte bestätigen, dass Verantwortung für die Erbringung norma-
tiver Güter seit den 1970er Jahren internationalisiert und/oder privatisiert worden ist. 
Sie konzentriert sich nicht mehr nur in nationalstaatlichen Institutionen, sondern 
„siedelt“ sich zunehmend auch in privaten und internationalen Strukturen an. Der 
Staat hat „Gesellschaft bekommen“. 

In allen vier Dimensionen von Staatlichkeit lassen sich bedeutsame Internatio-
nalisierungsprozesse ausmachen: Die Teilprojekte zur Rechtsstaatlichkeit (A-Säule) 
zeigen, dass der Staat nicht mehr einzige Rechtsquelle und einziger Rechtsgarant ist. 
So werden, wie das Teilprojekt von Falke und Joerges (A1) zeigt, selbst vormals 
dem Staat überlassene Rechtsbereiche, wie die vom internationalen Handel tangier-
ten Umwelt- und Verbraucherschutzbelange, nicht mehr allein durch nationales 
Recht, sondern zunehmend durch internationales und europäisches Recht geregelt. 
Die EG ist bereits früh in diese Rechtsbereiche eingedrungen und hat mit ihrem 
Primärrecht, dem Sekundärrecht und dessen Implemenation ein nahezu flächende-
ckendes Regelwerk erarbeitet. Die Übereinkommen der WTO haben eher mittelbare 
Auswirkungen in diesen Rechtsbereichen; Ausnahmeklauseln erlauben den Mitglie-
dern sozialregulatorische Maßnahmen, binden diese aber an bestimmte Vorausset-
zungen wie das Diskriminierungsverbot oder das Verhältnismäßigkeitsgebot. Dar-
über hinaus zeigen die Teilprojekte von Falke und Joerges (A1) und Zangl und Zürn 
(A2), dass das internationale Recht nicht nur in neue Rechtsbereiche eindringt, son-
dern dabei auch eine neue Rechtsqualität annimmt: Der Staat ist immer weniger in 
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der Lage, sich internationalen Rechtsnormen zu entziehen, auch wenn sie mit den 
„nationalen Interessen“ kollidieren. Denn internationale Institutionen wie die WTO 
haben in einigen Rechtsbereichen, etwa über ihre gerichtsähnlichen Streitbeile-
gungsverfahren, eine Infrastruktur für die Rechtswahrung geschaffen, die alle Staa-
ten – mächtige wie weniger mächtige – zunehmend wirksam auf internationales 
Recht verpflichtet. Wie das Teilprojekt von Winter (A3) zeigt, sind Staaten ferner 
nicht mehr die alleinige internationale Rechtsquelle, sondern transnationale Institu-
tionen entwickeln zunehmend eine von den Staaten unabhängige Rechtsschöpfung. 

Auch die Legitimations-Teilprojekte (B-Säule) sind wichtigen Internationalisie-
rungsprozessen nachgegangen. Sie zeigen insbesondere, dass an internationale Insti-
tutionen verstärkt Legitimationsforderungen gestellt werden, und die Legitimation 
des Regierens in solchen Institutionen nicht mehr ausschließlich indirekt und ver-
mittelt durch die an ihnen beteiligten Staaten erfolgt. Doch die Voraussetzungen da-
für, dass die Legitimationsstandards nationalstaatlicher Demokratie auf die inter- 
oder supranationale Ebene übertragen werden können, sind nicht schon zwingend 
gegeben. So machen die Ergebnisse des Teilprojekts von Peters und Weßler (B3) 
deutlich, dass die zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit, die für eine demokratisch de-
liberative Legitimation des Regierens notwendig ist, sich zwar jenseits des Staates 
langsam zu entwickeln beginnt, dass aber selbst in der EU noch keine genuin trans-
nationale Öffentlichkeit entstanden ist, die der nationalstaatlichen Öffentlichkeit ent-
sprechen könnte. Immerhin scheinen die nationalen Öffentlichkeiten aber dem tat-
sächlich bedeutsamer werdenden Regieren in der EU vermehrt Aufmerksamkeit zu 
schenken. Darüber hinaus zeigen die Teilprojekte von Zürn und Mayer (B4) und von 
Nanz und Steffek (B5), dass auch in anderen internationalen Institutionen die Legi-
timierung des Regierens über verschiedene proto-demokratische Legitimierungspro-
zesse und nicht mehr ausschließlich über den Staat verläuft. Beispielsweise haben 
sich, wie das Teilprojekt von Nanz und Steffek (B5) unterstreicht, zahlreiche inter-
nationale Institutionen für eine verbesserte zivilgesellschaftliche Beteiligung geöff-
net. Dies bedeutet zwar keine demokratische Kontrolle, kann aber dazu beigetragen 
haben, dass sich Staaten vermehrt genötigt sehen, ihre Politiken in internationalen 
Institutionen nicht mehr nur vor der nationalen Öffentlichkeit mit Verweis auf das 
partikulare nationale Interesse zu rechtfertigen, sondern sie auch gegenüber anderen 
Nationalstaaten unter Verweis auf universelle demokratische bzw. liberale Werte zu 
legitimieren. 

Die Teilprojekte zum Wohlfahrtsstaat (C-Säule) konnten keine raumgreifende 
Internationalisierung von Verantwortung ausmachen. Trotzdem zeigen auch diese 
Teilprojekte, dass klassische wohlfahrtsstaatliche Funktionen wenn schon nicht in 
internationalen Institutionen erbracht, so doch dort koordiniert und in der Politik-
entwicklung gebündelt werden. Das gilt am ausgeprägtesten innerhalb der EU, etwa 
für bestimmte Aspekte der vom Teilprojekt von Rothgang u.a. (C3) untersuchten 
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Gesundheitspolitik. Obwohl die EU nur über eingeschränkte direkte Kompetenzen 
in der Gesundheitspolitik verfügt, ergeben sich aus den Grundfreiheiten und dem 
Wettbewerbsrecht doch erhebliche Restriktionen für die nationale Gesundheitspoli-
tik. Ähnliches lässt sich in abgeschwächter Form selbst für internationale Institutio-
nen wie die OECD sagen. Diese Einrichtungen haben sich in den letzten Jahrzehnten 
insoweit „domestiziert“, als sie sich Themen wie der Gestaltung von Gesundheits- 
und Bildungssystemen sowie Rentenreformen und der Privatisierung der Daseins-
vorsorge angenommen haben (Sfb-Arbeitspapier Zohlnhöfer & Obinger 2005). So 
zeigt das Teilprojekt von Weymann und Martens (C4), dass Bildungspolitik nicht 
mehr ausschließlich national von Staaten geprägt, sondern von internationalen Insti-
tutionen wie der EG, aber auch der OECD mitbestimmt wird. Und das mitberichtete 
Teilprojekt von Zimmermann (C6)8 demonstriert, wie internationale und private In-
stitutionen für die unternehmerische Rechnungslegung mitverantwortlich geworden 
sind. Nicht mehr allein die einzelnen Staaten legen die Rechnungslegungsstandards 
fest, sondern auch private Standardsetzer und internationale Institutionen wie die 
EU.  

Selbst in den Ressourcen-Teilprojekten (D-Säule) lassen sich bemerkenswerte 
Internationalisierungsprozesse ausmachen. Wie das Teilprojekt von Genschel (D1) 
verdeutlicht, bleibt zwar das staatliche Steuermonopol formal unangetastet, doch 
faktisch wird es zunehmend durch internationale Regelungen eingeschränkt. Denn 
der Staat unterliegt bei der Steuergesetzgebung und in der Steuerverwaltung ver-
mehrt europäischem Recht und international vereinbarten Regelungen. Darüber hin-
aus wird, wie die Teilprojekte von Jachtenfuchs (D2) und von Senghaas, Schnecke-
ner und Mayer (D3) herausarbeiten, auch das staatliche Gewaltmonopol vermehrt 
durch die Regelungen internationaler Institutionen eingehegt. So sind parallel zum 
nationalen Militär internationale Eingreiftruppen entstanden, die die internationale 
Gewaltausübung des Staates verändern – zumal diese zunehmend in die Regelungen 
internationaler Institutionen wie der EU und der NATO, aber auch der UNO einge-
bettet sind.  

In den vier Dimensionen von Staatlichkeit wurden neben der Internationalisie-
rung auch bedeutende Privatisierungsprozesse nachgezeichnet: Wie die Rechts-
Teilprojekte zeigen, machen diese auch vor der Rechtsdimension nicht halt. Das 
Teilprojekt von Winter (A3) zeigt, dass nicht-staatliche Regelungen zunehmend ne-
ben das formale Recht der Staatenwelt treten. Diese nicht-staatlichen Regelungen 
entstammen beispielsweise der Selbstregulierung privater Akteure. Die formale 
Rückbindung der entstehenden Regelungen an das staatliche Recht wird dabei im-
mer prekärer. Das Teilprojekt von Gessner (A4) stellt dar, wie sich gerade für inter-

                                                           
8  Zur Information: Das Teilprojekt C6 ist 2002 von der DFG genehmigt, dann aber im Zuge der Spar-

maßnahmen für das Haushaltsjahr 2003 von der DFG nicht ausgestattet worden. Das Teilprojekt wur-
de teilweise anderwärtig finanziert und als normales Mitglied des Sfb in die Arbeit eingebunden. 
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nationale Handelsgeschäfte private bzw. gesellschaftliche Äquivalente zur traditio-
nell staatlich verbürgten Rechtssicherheit entwickelt haben. So entwickelten sich in 
internationalen Branchen, wie z.B. im Holzhandel, netzwerkartige Strukturen, in de-
nen autonome „Rechtsnormen“ (lex mercatoria) wirksam sind, die im Streitfall 
durch eine private Gerichtsbarkeit ausgedeutet werden. International tätige Anwälte 
ermöglichen durch Aushandlung hochkomplexer Verträge grenzüberschreitende 
Austauschprozesse, die staatlich nicht gewährleistet werden können. Ebenso entwi-
ckeln sich in langfristigen Geschäftsbeziehungen relationale Mechanismen zwischen 
den beteiligten Unternehmen, die einen Rückgriff auf staatliches Recht verzichtbar 
machen. 

Die Privatisierung macht sich, den Legitimations-Teilprojekten zufolge, auch in 
dieser Dimension bemerkbar. Zwar führt die Schwächung des Parlaments als Zen-
tralinstanz zur Interessenrepräsentation und zur Steuerung staatlicher Administration 
nicht zu einer umfassenden Privatisierung von Legitimationsprozessen. In dem Ma-
ße, in dem nicht-staatliche Instanzen – Expertengremien oder Verbände – zu Trä-
gern der Politikgestaltung werden, sind sie aber zunehmend anspruchsvollen Legi-
timationsanforderungen ausgesetzt. So unterstreicht das Teilprojekt von Zürn und 
Mayer (B4), dass die Steuerung des Internet durch private Institutionen wie ICANN 
zu massiven Legitimationsdefiziten geführt hat, denen zumindest in einigen Berei-
chen dadurch begegnet wurde, dass Internetnutzer in die Entscheidungsfindung bei 
den zuständigen Institutionen eingebunden wurden. Das heißt, ICANN hat versucht, 
sich eigene Legitimationsquellen zu erschließen, nicht zuletzt um dem Ruf nach ei-
ner staatlichen Legitimation zuvorzukommen. Allerdings reichen diese neuen Betei-
ligungsformen für die Zivilgesellschaft nicht an die direktdemokratischen oder deli-
berativen Visionen heran, die mit dem Durchbruch des Internet oftmals prognosti-
ziert wurden. Daher ist hier – wie auch in anderen Bereichen der Internetregulation 
– in jüngster Vergangenheit sogar wieder eine steigende Bedeutung von Staaten und 
internationalen Institutionen wie den Vereinten Nationen als Legitimationsstifter zu 
beobachten. 

Die Wohlfahrts-Teilprojekte erwarteten deutliche Privatisierungsprozesse. Denn 
zweifellos hat der Staat in den vergangenen beiden Dekaden zahlreiche Wohl-
fahrtsaufgaben im Bereich der Daseinsvorsorge privatisiert, so etwa Telekommuni-
kation, Postwesen, Müllentsorgung oder Wasser-, Strom- und Gasversorgung. Auch 
das Teilprojekt Zimmermann (C6) hat eine deutliche Privatisierung eines bislang 
staatlich regulierten Aufgabenfeldes, nämlich der Rechnungslegung beobachtet. Und 
bei der Bildungspolitik zeigen sich ebenfalls, so das Teilprojekt von Weymann und 
Martens (C4), Ansätze einer Privatisierung beispielsweise durch die Einführung von 
Studiengebühren an Universitäten. Die übrigen Wohlfahrts-Teilprojekte (C1, C3), 
haben dagegen mit Blick auf die Kernbereiche des Wohlfahrtsstaates kaum nen-
nenswerte Privatisierungsprozesse identifiziert. Sie beobachten sogar einige nicht 
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unbedeutende Verstaatlichungsprozesse. So geht eine Privatisierung der Finanzie-
rung und Leistungserbringung im Gesundheitswesen mit einer stärkeren Regulie-
rung der privaten Akteure einher (C1). Ebenso korrespondiert der fast überall zu be-
obachtende Ausbau von privaten Vorsorgeformen in der Alterssicherung nicht nur 
mit einer steigenden staatlichen Regulierung in diesem Bereich, sondern in einigen 
Staaten auch mit einer verstärkten Staatsintervention im Bereich des Familienlas-
tensausgleichs oder einer Kollektivierung des Pflegerisikos, die Rückwirkungen auf 
die Alterssicherung haben (C3). 

Die Ressourcen-Teilprojekte schätzen die Privatisierung in ihrer Dimension als 
insgesamt schwach ein. Bei den im Teilprojekt von Genschel (D1) untersuchten 
Steuern zeigt sich kein Privatisierungstrend; allenfalls die privatisierte Eintreibung 
von Straßennutzungsgebühren scheint hier erwähnenswert. Bei der im Teilprojekt 
von Senghaas, Schneckener und Mayer (D3) analysierten internationalen Gewalt-
anwendung lassen sich hingegen zumindest insofern Privatisierungstendenzen aus-
machen, als private Sicherheitsdienste national wie international an Bedeutung ge-
winnen. In diesem Teilprojekt wird darauf verwiesen, dass gerade in der „weiche-
ren“ Sicherheitspolitik, in der militärische Ressourcen nicht im Vordergrund stehen, 
die Rolle von Privatakteuren vor allem in Gestalt von Nichtregierungsorganisationen 
in den 1990er Jahren deutlich zugenommen hat. So beauftragen Staaten, insbesonde-
re aber auch internationale Organisationen wie die Vereinten Nationen entsprechen-
de Nichtregierungsorganisationen beispielsweise mit Präventionsmaßnahmen zur 
Vermeidung der gewaltsamen Konflikteskalation in dafür anfälligen, schwachen 
Staaten. Auch arbeiten sie gemeinsam mit ihnen in Friedenskonsolidierungsmissio-
nen an der Stabilisierung von kriegszerstörten Staaten. 

Einen ganz eigentümlichen Wandel von Staatlichkeit beobachten wir dort, wo 
sich Internationalisierungs- und Privatisierungsprozesse miteinander verbinden. Mit 
Blick auf die Rechtsdimension wird eine solche gekoppelte Internationalisierung 
und Privatisierung im Teilprojekt von Winter (A3) beschrieben. Danach sind in vie-
len Rechtsbereichen emergente Regelwerke gesellschaftlicher Institutionen – zwar 
nicht formal, aber faktisch – zu einer von internationalen Institutionen genutzten 
Rechtsquelle geworden. Das heißt, dort, wo staatlich gesetztes Recht nicht greift, le-
gen private und internationale Institutionen Rechtsvorschriften fest, denen sich die 
Staaten, obwohl sie selten an der Rechtsetzung beteiligt sind, oftmals kaum mehr 
entziehen können. Der Staat ist zwar formal noch die zentrale Rechtsquelle, doch 
faktisch wird das Recht ohne ihn und an ihm vorbei – oftmals von ihm dabei sogar 
gefördert, zumeist jedoch geduldet – geschaffen. Derartig gekoppelte Internationali-
sierungs- und Privatisierungsprozesse finden sich auch bei der im Teilprojekt von 
Falke und Joerges (A1) beschriebenen Sozialregulierung der für den internationalen 
Handel relevanten Gesundheitsschutzbelange. Für die Lebensmittelsicherheit erar-
beitet die Codex-Alimentarius-Kommission unter Beteiligung privater Akteure in-
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ternationale Mindeststandards. Die Staaten müssen diesen Standards nicht folgen. 
Doch nur wenn ihre Standards denen der Codex-Alimentarius-Kommission entspre-
chen, können diese in der WTO nicht als ungerechtfertigte Handelsbarriere angegrif-
fen werden. Zwar kann jeder Staat nach WTO-Recht anspruchsvollere Standards er-
lassen, er muss diese dann aber wissenschaftlich begründen können. Der Staat kann 
also seine sozialregulatorischen Anliegen nur im Rahmen der transnationalen Co-
dex-Alimentarius-Kommission verfolgen. 

Doch auch in der Legitimationsdimension gibt es für gekoppelte Internationali-
sierungs- und Privatisierungsprozesse in einzelnen Teilprojekten Beispiele. So be-
schreibt etwa das Teilprojekt von Zürn und Mayer (B4), wie sich die internationale 
Verwaltung von Internetadressen zunächst im Rahmen einer privatrechtlichen Insti-
tution, dem ICANN, entwickelte, die sich eigene Legitimationsquellen erschloss. 
Beim UN-Weltgipfel zur Informationsgesellschaft gewann dann mit den Vereinten 
Nationen eine internationale Institution für die globale Internetregulation zentrale 
Bedeutung. Die Diskussion darüber, welches die legitimere Institution ist, wird uns 
weiter begleiten. Schon heute ist deutlich, dass es einzelnen Staaten jenseits dieser 
internationalen (UNO) und privatrechtlichen (ICANN) Institutionen kaum noch 
möglich sein wird, eine eigenständige nationale Internetregulierung zu legitimieren. 

Auch bei wohlfahrtsstaatlichen Interventionen lassen sich gekoppelte Internati-
onalisierungs- und Privatisierungsprozesse ausmachen. Das Teilprojekt von Zim-
mermann (C6) zeigt, dass die Regelungen für die privatwirtschaftliche Rechnungs-
legung, die heute teilweise durch internationale Institutionen festlegt werden, fak-
tisch durch private Standardsetzungsagenturen vorgegeben sind, ohne dass der ein-
zelne Staat darauf auf direktem Wege viel Einfluss nehmen könnte. Ein weiteres 
Beispiel bietet das Teilprojekt von Weymann und Martens (C4). Es verdeutlicht, 
dass in der EU private Institutionen Standards für Bildungseinrichtungen festlegen, 
die im Rahmen des Bologna-Prozesses von allen Staaten anerkannt werden. Selbst 
in Ressourcen-Teilprojekten lassen sich gekoppelte Internationalisierungs- und Pri-
vatisierungsprozesse aufspüren. So macht das Teilprojekt von Senghaas, Schnecke-
ner und Mayer (D3) darauf aufmerksam, dass die Vereinten Nationen in Friedenssi-
cherungseinsätzen vielfach in Kooperation mit Nichtregierungsorganisationen Stan-
dards – etwa in der Minenräumung – entwickelt haben, die nun auch allgemein ver-
bindlich für staatliche Akteure sind. 

(2) Anlagerung statt Verlagerung 

Wenngleich zentrale Verantwortlichkeiten bei der Erbringung normativer Güter seit 
den 1970er Jahren erwartungsgemäß internationalisiert und privatisiert wurden, ver-
lief dieser Wandel doch in anderen Bahnen, als von uns ursprünglich vermutet. Der 
Wandel vollzog sich weniger als Verlagerungsprozess, denn als Anlagerungspro-
zess. Die meisten der angesprochenen Internationalisierungs- und Privatisierungs-
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prozesse vollziehen sich nicht so, dass der Staat – wie vom Verlagerungsbegriff 
suggeriert – an Verantwortung verliert, was private oder internationale Instanzen an 
Verantwortung für die Erbringung normativer Güter gewinnen (Nullsummenlogik). 
Typisch ist vielmehr, dass diese Instanzen mehr Verantwortung gewinnen als der 
Staat verliert. Internationalisierung und Privatisierung bedeuten also nicht, dass pri-
vate und internationale Institutionen an die Stelle des Staates treten. Sie treten viel-
mehr neben ihn. Verantwortlichkeit für normative Güter wandert weniger aus dem 
Staat aus als sich vielmehr um den Staat herum in neuen Parallelstrukturen zusätz-
lich anzulagern (Positivsummenlogik). In diesen Strukturen wird dann gemeinsam 
mit dem Staat, unabhängig von ihm und teilweise sogar in Konkurrenz zu ihm die 
Erbringung normativer Güter organisiert.9 Oftmals sind solche Anlagerungsprozesse 
politisch einfacher durchzusetzen als entsprechende Verlagerungsprozesse, gerade 
weil der Staat Verantwortung nicht unmittelbar abtreten muss. Dennoch verändert 
sich aber die Verantwortungsverteilung. Dies gilt insbesondere dann, wenn die neu-
en Strukturen ihre Verantwortung schrittweise ausdehnen können. 

Beispiele für Internationalisierung durch Anlagerung finden sich in allen vier 
Dimensionen von Staatlichkeit. In der Rechtsdimension zeigt beispielsweise das 
Teilprojekt von Zangl und Zürn (A2), dass zu der inneren Rechtsstaatlichkeit, also 
der Bindung des Staates an sein eigenes Recht, eine verstärkte äußere Rechtsherr-
schaft hinzutritt, also eine vermehrte Bindung des Staates an internationales Recht, 
so dass hier zusätzlich Rechtssicherheit entsteht. Ähnlich lässt sich in der Legitima-
tionsdimension die Internationalisierung von Öffentlichkeit interpretieren, die das 
Teilprojekt von Peters und Weßler (B3) untersucht. Sie schafft die Voraussetzung 
einer besseren Legitimation internationalen Regierens, ohne die nationalen Legiti-
mationsgrundlagen anzugreifen oder zu schwächen. Vielmehr wird die vormals aus-
schließlich nationale Legitimation des Regierens durch nationale Öffentlichkeiten 
langsam und zögerlich durch Legitimation per internationalisierter Öffentlichkeit 
ergänzt und verstärkt. Dasselbe kann man in der Interventionsdimension über die In-
ternationalisierung wohlfahrtsstaatlicher Interventionen sagen. Die im Teilprojekt 
von Weymann und Martens (C4) thematisierte Internationalisierung der Bildungspo-
litik deutet nicht darauf hin, dass nationale Bildungspolitik zwingend an Bedeutung 
verliert; sie gewinnt vielmehr eine internationale Dimension. Und auch die Interna-
tionalisierung der Ressourcenkontrolle vollzieht sich weithin durch Anlagerung. So 
dient beispielsweise das im Teilprojekt von Genschel (D1) untersuchte internationa-
le Regime der Doppelbesteuerungsverträge nicht dazu, nationales Steuerrecht zu er-
setzen, sondern es im Hinblick auf transnationale Besteuerungstatbestände zu koor-

                                                           
9  Die Unterscheidung zwischen Wandel durch Verlagerung und durch Anlagerung entspricht weitge-

hend den in der Literatur zuweilen gebrauchten Unterscheidungen zwischen institutionellem Wandel 
durch „destruction“ und „patching up“ (Genschel 1997), „displacement“ und „layering“ (Streeck/ 
Thelen 2005: Tabelle 1.1, 31) oder „replacement“ und „addition“ (Holsti 2004). 
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dinieren. Es geht um eine Zusatzleistung, nicht um eine Ersatzleistung. Und das 
Teilprojekt von Senghaas, Schneckener und Mayer (D3) zeigt, dass sich im Rahmen 
internationaler Organisationen Strukturen internationaler Sicherheitspolitik entwi-
ckeln, die über das hinausgehen, was einzelne Staaten – abgesehen von den USA – 
bisher allein zu gestalten imstande waren. So wären friedenserhaltende und friedens-
schaffende Missionen wie etwa in Mazedonien und der Elfenbeinküste ohne die Un-
terstützung internationaler Organisationen wie NATO, EU und UNO nicht möglich.  

Dagegen finden sich in den verschiedenen Teilprojekten des Sfb vergleichswei-
se wenige Beispiele für eine Internationalisierung durch Verlagerung. Das Teilpro-
jekt von Falke und Joerges (A1) liefert bei der untersuchten Sozialregulierung je-
doch solche Beispiele für Verlagerung. Das WTO-Recht stellt danach grundsätzli-
che Regeln dafür auf, wie für den internationalen Handel relevante nationale Regu-
lungen von Umweltschutzbelangen zu begründen sind. In der Festlegung des 
Schutzniveaus bleiben die Staaten zwar weitestgehend frei. Staatliche Entschei-
dungskompetenzen werden also nicht umfassend auf die WTO übertragen, wohl 
aber müssen vom Staat bestimmte absolute Verbote beachtet werden. Ein anderes 
Beispiel bietet die im Teilprojekt von Genschel (D1) untersuchte europäische Steu-
erharmonisierung. Auch hier werden vormals getrennt auf nationaler Ebene getrof-
fene Entscheidungen auf die internationale Ebene verlagert. Der nationale Gesetzge-
ber verliert Entscheidungsmacht über bestimmte steuerpolitische Festlegungen, die 
nur noch von der EG getroffen werden können, etwa hinsichtlich der Bemessungs-
grundlage für die Mehrwertsteuer. Ähnliches gilt für bestimmte Bereiche der Sozi-
alpolitik, in der etwa verbindliche Diskriminierungsverbote des Europarechts eine 
Bevorzugung der eigenen Staatsangehörigen verhindern und die staatliche Freiheit 
bei der organisatorischen Gestaltung von Sozialleistungen einschränken.  

Auch bezogen auf die Privatisierung finden die meisten Teilprojekte Wandel 
durch Anlagerung statt Wandel durch Verlagerung. In der Rechtsdimension liefert 
das Teilprojekt von Gessner (A4) ein Beispiel für staatsfrei verbürgte Rechtssicher-
heit in Gestalt von privaten Institutionen wie Branchenverbänden, die die Rechtssi-
cherheit internationaler Handelsgeschäfte garantieren. Diese neu entstehenden 
Strukturen privat geschaffener Rechtssicherheit untergraben aber nicht die durch den 
Staat verbürgte Rechtssicherheit, sondern verstärken sie eher. Ähnlich sieht es in der 
Legitimationsdimension mit der privatisierten Legitimation einer Regulierung des 
Internet aus, die das Teilprojekt von Zürn und Mayer (B4) untersucht hat. Da sich 
der Staat anfänglich kaum um die Regulierung des Internets kümmerte, sprangen 
private Institutionen in die Bresche. Die Legitimierung der von diesen Institutionen 
erlassenen kollektiv verbindlichen Regelungen erfolgt zwar am Staat vorbei bzw. 
ohne den Staat, aber die staatliche Legitimierungsfunktion wird dadurch nicht be-
rührt; sie verliert lediglich an Exklusivität. Ähnliches lässt sich in der Interventions-
dimension für die Privatisierung von Wohlfahrtsleistungen sagen: Der Staat bindet 
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hier private Institutionen an sich, um seinen Wohlfahrtsfunktionen besser nach-
kommen zu können, doch diese ersetzen ihn dabei nicht. Er nimmt sie vielmehr in 
Dienst und behält sich ihre „regulative“ Kontrolle vor. Dieselbe Gestalt nimmt dort, 
wo sie stattfindet, auch die Privatisierung der Ressourcenkontrolle an. Wie bei-
spielsweise das Teilprojekt von Senghaas, Schneckener und Mayer (D3) unter-
streicht, spielen für EU und UNO private Akteure etwa in der Konfliktprävention als 
Beratungsinstanzen eine Rolle. Implementationsaufgaben im Bereich Entwicklungs-
hilfe und strukturelle Konfliktprävention werden an private Akteure delegiert, weil 
den Organisationen die administrativen Kapazitäten fehlen, um diesen Aufgaben 
selbst nachzukommen.  

Dagegen finden die verschiedenen Teilprojekte des Sfb kein Beispiel für Priva-
tisierung durch Verlagerung. Am nächsten kommt diesem Modus des Wandels noch 
die informelle Rechtsetzung durch private bzw. gesellschaftliche Institutionen, wie 
sie etwa das Teilprojekt von Winter (A3) mit Blick auf die internationale Chemika-
lienregulierung beschreibt. Danach ist staatliche Gesetzgebung zwar formal weiter-
hin die zentrale Rechtsquelle, doch kann sie die Rechtsetzung oftmals nicht mehr 
wirklich autonom vornehmen. Vielmehr erscheint ihre Rechtsetzungstätigkeit viel-
fach nur noch als ein „Absegnen“ von Regelungen, die private und gesellschaftliche 
– insbesondere transnationale – Institutionen entwickelt haben. Hier wird also die 
staatliche Rechtsetzung partiell durch private bzw. gesellschaftliche Rechtsetzung 
ersetzt. Eine ähnliche Entwicklung findet das Teilprojekt von Zürn und Mayer (B4) 
in der Datenschutzregulierung im Internet: Der Staat gibt die Grundprinzipien vor, 
während die Instrumente ihrer Sicherung weitgehend in privater Selbstregulierung 
entwickelt und vom Staat nur noch zertifiziert werden. Eine reine, staatsfreie Selbst-
regulierung liegt jedoch nicht vor und insofern auch keine reine Form von Privati-
sierung durch Verlagerung.  

Die beschriebenen Internationalisierungs- und Privatisierungsprozesse deuten 
insgesamt darauf hin, dass es einen flächendeckenden Wandel von Staatlichkeit gibt, 
der sich auf alle vier Dimensionen von Staatlichkeit bezieht. Dabei ist der Wandel in 
der Rechtsdimension besonders ausgeprägt. Hier ist es zu sehr weit reichenden In-
ternationalisierungs- und Privatisierungsprozessen gekommen. Dagegen bleiben die 
Internationalisierungs- und Privatisierungsprozesse in der Legitimations-, Interven-
tions- und Ressourcendimension deutlich zurück. Insbesondere in der Wohlfahrts-
dimension geht die Privatisierung weniger weit als erwartet. Dafür aber ließen sich 
in der Ressourcendimension unerwartet weit reichende Internationalisierungsprozes-
se beobachten.  

(b) Korridorthese 

Die Teilprojektergebnisse der ersten Antragsphase bestätigen, dass die Internationa-
lisierung und Privatisierung von Verantwortung bei der Erbringung normativer Gü-
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ter den Korridor möglicher Organisationsformen von Staatlichkeit verändert haben. 
Sie zeigen aber, dass diese Entwicklungen nicht zu einer die beiden untersuchten 
Achsen übergreifenden Konvergenz geführt haben. Während sich, wie im Folgenden 
unter (1) gezeigt wird, der Korridor auf der räumlichen Achse zu erweitern scheint, 
deutet, wie unter (2) umrisssen wird, auf der modalen Achse manches auf eine Kor-
ridorverengung hin. 

(1) Korridorerweiterung auf der räumlichen Achse 

Auf der räumlichen Achse beobachten wir eine divergente Internationalisierung der 
Verantwortung bei der Erbringung normativer Güter. Zwar ist heute in praktisch al-
len OECD-Staaten die Verantwortung für die Erbringung normativer Güter in allen 
vier Dimensionen von Staatlichkeit stärker internationalisiert als sie es in den 1970er 
Jahren war, doch zugleich haben manche Staaten diese Verantwortung erheblich 
schneller internationalisiert als andere. Insbesondere ist die Internationalisierung von 
Verantwortung in westeuropäischen Staaten weiter fortgeschritten als etwa in den 
nordamerikanischen Staaten. Während in Europa auch die mächtigen Staaten wie 
Deutschland, Frankreich und Großbritannien internationale Institutionen stützen, 
sind die USA als der weltweit mächtigste Staat gegenüber internationalen Institutio-
nen erheblich zurückhaltender. Entgegen weit verbreiteter Ansicht sind die USA ge-
genüber internationalen Institutionen heute zwar nicht ablehnender als früher. Wie 
die meisten europäischen Staaten sind sie heute stärker in internationale Institutio-
nen eingebunden als noch vor drei Jahrzehnten. Doch da ihre Internationalisierung 
verglichen mit den meisten europäischen Staaten erheblich langsamer vorangeschrit-
ten ist, haben wir es mit einer divergenten Internationalisierung zu tun.  

Dies zeigen letztlich alle Teilprojekte, die die Internationalisierung in europäi-
schen Institutionen, insbesondere der EU, mit der in transatlantischen (etwa NATO 
oder OSZE) und/oder globalen Institutionen (wie der UNO oder der WTO) verglei-
chen. Diese Teilprojekte unterstreichen, zunächst wenig überraschend, dass die In-
ternationalisierung in der EU in denjenigen Bereichen heute erheblich weiter voran-
geschritten ist, in denen die EG bereits in den 1970er Jahren weiter integriert war als 
entsprechende transatlantische bzw. globale Institutionen. So macht das Teilprojekt 
von Falke und Joerges (A1) deutlich, dass die Sozialregulierung im Rahmen der 
WTO zwar, verglichen mit der EG, erheblich weniger internationalisiert ist, sich der 
Sache nach aber doch stetig weiter, wenn auch in anderen Formen, international 
ausbreitet. Darüber hinaus unterstreichen die Arbeiten verschiedener Teilprojekte 
auch, dass die Internationalisierung in der EU heute bemerkenswert weit fortge-
schritten ist und zwar zum Teil auch in Bereichen, in die die EU in den 1970er Jah-
ren noch gar nicht eingedrungen war. Wie das Teilprojekt von Weymann und Mar-
tens (C4) verdeutlicht, hat die Bildungspolitik in der EU eine rasche Internationali-
sierung erfahren. Die EU hatte in der Bildungspolitik bis in die 1990er Jahre hinein 
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zwar kaum Kompetenzen, konnte sich aber durch den Bologna-Prozess wichtige ko-
ordinierende Kompetenzen aneignen. Die OECD hingegen war zwar schon viel frü-
her mit Bildungspolitik befasst, avancierte aber erst mit der PISA-Studie zumindest 
im Bereich der Bildungsindikatoren zur wichtigsten internationalen Institution. Das 
Teilprojekt von Senghaas, Schneckener und Mayer (D3) macht deutlich, dass im 
Laufe der 1990er Jahre mit Sicherheit und Verteidigung zwei völlig neue Politikfel-
der zum Aufgabenbereich der EU hinzukamen, woraus sich deutliche Anzeichen für 
Internationalisierung auch im sicherheitspolitischen Bereich ergeben. Das Teilpro-
jekt von Genschel (D1) zeigt, dass das globale Regime der Doppelbesteuerungsab-
kommen zwar viel älter ist als das EU-Steuerregime, dass das EU-Regime die natio-
nale Steuerpolitik aber trotzdem viel stärker beeinflusst als das globale Regime. 

(2) Korridorverengung auf der modalen Achse 

Auf der modalen Achse beobachten die Teilprojekte dagegen eher eine konvergente 
Entwicklung. In praktisch allen Staaten der OECD-Welt ist es während der letzten 
Jahrzehnte in allen vier Dimensionen von Staatlichkeit zu wichtigen Privatisie-
rungen gekommen. Dabei dürfte zwar die Privatisierung in den angelsächsischen 
Staaten – insbesondere in den USA, aber auch in Großbritannien – weiter fortge-
schritten sein als in den kontinentaleuropäischen Staaten wie Deutschland und 
Frankreich. Insgesamt gesehen bewegen sich diese Ländergruppen jedoch aufeinan-
der zu, weil in den Staaten, in denen die Privatisierung bereits sehr weit gegangen 
ist, diese kaum noch Fortschritte macht. Eine solchermaßen konvergente Privatisie-
rung zeichnet beispielsweise das Teilprojekt von Zimmermann (C6) bei der Rech-
nungslegung nach. Staaten mit einer ursprünglich unterschiedlich stark privatisierten 
bzw. verstaatlichten Regulierung der Rechnungslegung – Großbritannien, die USA 
und Deutschland – unterliegen heute zunehmend einer einheitlich privat regulierten 
Rechnungslegung. Die Regulierungsstandards werden heute in allen drei Staaten 
von privaten Standardsetzern festgelegt. 

Auf der Achse öffentlich-privat beobachten zudem einige Teilprojekte eine 
konvergente Doppelbewegung von Privatisierung und Verstaatlichung. So wird in 
dem Teilprojekt von Leibfried und Obinger (C1) beobachtet, dass sich ehemals un-
terschiedliche Wohlfahrtsstaaten – sozialdemokratische, konservative und liberale – 
einander leicht angleichen. In den liberalen Wohlfahrtsstaaten finden Verstaatli-
chungsprozesse statt, die sie den sozialdemokratischen und den konservativen 
Wohlfahrtsstaaten annähern, während die sozialdemokratischen und konservativen 
Wohlfahrtsstaaten Privatisierungsprozesse durchlaufen, so dass sie sich den libera-
len Wohlfahrtsregimen angleichen. Eine ähnliche Konvergenz stellt das Teilprojekt 
von Rothgang u.a. (C3) bei den Gesundheitssystemen fest. In den Staaten, in denen 
die Gesundheitsversorgung weitgehend staatlich organisiert war, finden Privatisie-
rungsprozesse statt, die sich insbesondere in der Einführung von Markt- und Wett-
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bewerbsmechanismen äußern, während in den Staaten, in denen es vornehmlich pri-
vate Gesundheitssysteme gab, Verstaatlichungsprozesse in Form zunehmender öf-
fentlicher Beteiligung an Finanzierung und Leistungserbringung von Gesundheits-
leistungen auszumachen sind. Im Teilprojekt von Zürn und Mayer (B4) konnte diese 
Art der Korridorverengung auch für die Datenschutzregulierung festgestellt werden. 
Immer stärker akzentuierte private Steuerungsformen in der EU und eine zuneh-
mend staatlich gestützte Steuerung in den USA konvergieren auf das Muster einer 
staatlich regulierten Selbstregulierung.  

Zusammenfassend könnte man etwas überspitzt formulieren: Während sich die 
kontinentaleuropäischen Staaten auf der Achse privat-öffentlich den angelsächsi-
schen Staaten annähern und diese zugleich jenen etwas entgegenkommen, haben 
sich auf der Achse national-international die Unterschiede zwischen den kontinen-
taleuropäischen und den angelsächsischen Staaten, insbesondere den USA, weiter 
ausgeprägt, weil sich die kontinentaleuropäischen Staaten schneller internationali-
siert haben als die angelsächsischen.  

(c) Zerfaserungsthese 

Die Ergebnisse der ersten Antragsphase zeigen, dass der DRIS zwar erhalten bleibt, 
aber zerfasert. Das ist weniger paradox als es zunächst klingen mag. Der DRIS 
bleibt in dem Sinne erhalten, dass er weiterhin die zentrale Instanz für die Erbrin-
gung von normativen Gütern darstellt. Er behält, wie im Folgenden unter (1) darge-
stellt wird, in allen vier Dimensionen von Staatlichkeit – Rechtssicherheit, Legitima-
tion, Wohlfahrt und Intervention, und Ressourcen – die Letztverantwortung und re-
serviert sich auch wichtige Entscheidungs- und Organisationsverantwortung. Die Al-
leinverantwortung des DRIS für die Erbringung dieser Güter geht aber, wie unter (2) 
gezeigt wird, verloren: Die Entscheidungs- und Organisationsverantwortung liegt 
nicht mehr bei staatlichen Agenturen allein, sondern bei einem Geflecht staatlicher 
und nicht-staatlicher Organisationen. Die für den DRIS des goldenen Zeitalters typi-
sche Bündelung von Verantwortung löst sich auf und in diesem Sinne kommt es zu 
einer Zerfaserung des DRIS.  

(1) Der DRIS bleibt zentral 

Trotz der beschriebenen Internationalisierungs- und Privatisierungsprozesse bleibt 
der DRIS erhalten. Die meisten Teilprojekte zeigen, dass das Kerngeschäft der Er-
bringung normativer Güter auch in den 1990er und 2000er Jahren beim DRIS ver-
bleibt. Sein Anspruch, oberster Rechtsgarant, wichtigster Legitimationsanker, zent-
rale Wohlfahrtsinstanz sowie Gewalt- und Steuermonopolist zu sein, wird durch den 
Bedeutungszuwachs privater oder internationaler Strukturen zur Erbringung norma-
tiver Güter kaum beeinträchtigt. Die Letztverantwortung bleibt in allen vier Dimen-
sionen von Staatlichkeit fast vollständig beim DRIS. Nicht-staatliche Institutionen – 
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private wie internationale – übernehmen zwar Mitverantwortung für normative Gü-
ter. Werden sie dieser Mitverantwortung nicht gerecht, so ist es aber weiterhin der 
Staat, der dafür einstehen muss. Was auch immer bei der Erbringung normativer 
Güter schief läuft, der Staat muss es am Ende verantworten. 

Der Staat behält aber nicht nur die Letztverantwortung, sondern auch wichtige 
Entscheidungs- und Organisationskompetenzen. Zumindest ist er an Entscheidungen 
über die operative Organisation der Erbringung normativer Güter und an der opera-
tiven Seite selbst zumeist zentral beteiligt. Dies gilt zumal er mit den nicht-
staatlichen Strukturen der Erbringung normativer Güter häufig eng verbunden ist. 
Viele dieser privaten und/oder internationalen Strukturen wurden vom Staat ge-
schaffen, um angesichts veränderter Rahmenbedingungen seiner Verantwortung 
besser gerecht werden zu können. Beispiele sind die internationale Fernmeldeunion, 
also die ITU, oder die private Arbeitsvermittlung. Andere parallele Strukturen sind 
zwar ohne ihn entstanden, konkurrieren aber auch nicht mit ihm um spezifische 
Verantwortungsfelder, so das transnationale Handelsrecht. Und wieder andere 
Strukturen sind entstanden, weil der Staat angesichts der damit verbundenen Ver-
antwortung dies zumindest geduldet hat, so die Rahmenvorgaben der WTO für 
staatliche Sozialregulierung. Ausdrücklich gegen den Staat hat keine der von uns 
beobachteten nicht-staatlichen Strukturen Verantwortung für die Erbringung norma-
tiver Güter an sich gezogen. Zum DRIS gibt es bisher keine Alternative. Das 
Schicksal der prä-staatlichen Feudalstrukturen, die im Zuge der Staatsbildung voll-
kommen marginalisiert und auf einen symbolischen Rest reduziert wurden, ist dem 
Staat bisher erspart worden.  

Mit Blick auf die Rechtsdimension findet keines der Rechtsprojekte Belege da-
für, dass der nationale Rechtsstaat durch Internationalisierung und Privatisierung in 
seinen Grundfesten erschüttert worden wäre. Allenfalls das Europarecht mag die 
Grundlagen nationaler Rechtsordnungen in Europa herausfordern. Selbst hier beste-
hen die höchsten nationalen Gerichte darauf, dass die Letztverantwortung beim nati-
onalen Mitgliedstaat verbleibt – jedenfalls „solange“ keine umfassend gleiche 
Schutzwirkung supranational sicher gestellt ist. Doch jenseits des Europarechts sind 
in der Rechtsdimension die Internationalisierungs- und Privatisierungsprozesse mit 
der national-staatlichen Letztverantwortung für das Recht voll kompatibel. Der Na-
tionalstaat gibt zwar Entscheidungsverantwortung an internationale und auch trans-
nationale Institutionen jenseits des Staates ab, behält aber zumeist die Organisati-
onsverantwortung weitgehend bei sich. So formt, wie das Teilprojekt von Winter 
(A3) betont, die Internationalisierung und ansatzweise Privatisierung der Rechtset-
zung den nationalen Rechtsstaat zwar um, die Rolle des Staates als wichtigster 
Rechtsgarant ist aber nicht ernsthaft gefährdet.  

Darüber hinaus kommen die Legitimations-Teilprojekte zu dem Schluss, dass 
trotz Internationalisierung und Privatisierung der Staat der zentrale Legitimations-
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anker für politische Herrschaft bleibt, also Letztverantwortung für Legitimation be-
hält. Insbesondere macht das Teilprojekt von Nullmeier und Lhotta (B1) deutlich, 
dass der Staat bis heute in keine Legitimationskrise geraten ist: Es gibt keine Anzei-
chen für einen generellen Rückgang der Legitimität des DRIS. Zwar haben in unter-
schiedlichen Staaten jeweils einzelne Institutionen an Legitimation eingebüßt. Doch 
sowohl die politischen Systeme als Ganze als auch ihre Kern- und Ankerinstitutio-
nen – etwa die Verfassung in den USA oder die direkte Demokratie in der Schweiz 
– verfügen über hohe und stabile Legitimität. Es zeigt sich auch keine allgemeine 
Verschiebung zu nicht-demokratischen Legitimationskriterien. Zwar ist das Spekt-
rum der verwendeten Legitimationskriterien beträchtlich – sowohl demokratische 
als auch nicht-demokratische, sowohl input- als auch output-orientierte Legitimati-
onsfiguren finden Verwendung –, doch demokratische Legitimationskriterien spie-
len nach wie vor eine zentrale Rolle bei der Legitimation der untersuchten Staaten. 

Die Wohlfahrts-Teilprojekte zeigen für die Interventionsdimension, dass der 
Staat trotz Privatisierung und Internationalisierung an seinen zentralen wohlfahrts-
staatlichen Aufgaben festhält. Zwar erbringt er bestimmte Aufgaben insbesondere 
im Bereich der Daseinsvorsorge oder der Gesundheitsdienste nicht mehr durch eige-
ne Agenturen, sondern bedient sich privater Institutionen. Die Organisationsverant-
wortung gibt er somit zwar ab, hält aber an der Entscheidungsverantwortung für die 
Gewährleistung eines angemessenen Versorgungsniveaus fest. Ähnliches lässt sich 
im Bereich der sozialen Sicherung beobachten, wo ein relativer Rückgang öffentli-
cher Finanzierung zugunsten privater Versicherungslösungen mit einer stärkeren 
Regulierung der privaten Versicherung einhergeht. Hinzu kommt, dass der Staat an-
dere, ehemals privater Verantwortung überlassene Wohlfahrtsbereiche an sich gezo-
gen hat, etwa im Bereich der sozialen Dienstleistungen und der Familienförderung. 
Von einem allgemeinen Rückzug des Staates aus der Verantwortung für die soziale 
Wohlfahrt kann deshalb keine Rede sein. Bezeichnenderweise sind auch die Wohl-
fahrtsausgaben seit den 1970er Jahren angestiegen und nicht gefallen.  

Auch in der Ressourcendimension gibt es keine Anzeichen, dass der Staat bereit 
wäre, auf sein Gewalt- und Steuermonopol zu verzichten. Die entsprechenden Teil-
projekte belegen, dass Polizei und Militär nationale Institutionen bleiben, über deren 
Einsatz sich der Staat trotz Internationalisierung und sich andeutender Privatisierung 
die letzte Entscheidung vorbehält. Wie die Ergebnisse des Teilprojekts von Seng-
haas, Schneckener und Mayer (D3) zeigen, müssen zwar gerade Entscheidungen ü-
ber Militäreinsätze vermehrt in internationalen Institutionen abgestützt werden. In-
sofern hat der Staat Entscheidungsverantwortung partiell abgetreten, aber die Orga-
nisationsverantwortung und vor allem die Letztverantwortung bleiben bei ihm. Und 
auch die Steuererhebung bleibt in der Verantwortung des Staates. Das Teilprojekt 
Genschel (D1) erinnert daran, dass es bisher keine internationale Institution mit ei-
gener Steuerhoheit gibt und auch keine privaten Institutionen, die aufgrund eigener 
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Autorität kollektiv verbindlich Abgaben erheben könnten. Selbst die EU verfügt 
nicht über eine eigene Europasteuer.  

Die Kontinuität der Gestalt des DRIS könnte zu dem Schluss verleiten, Staat-
lichkeit habe sich kaum geändert. Dieser Schluss wäre aber voreilig. Dass der Staat 
immer noch ein demokratischer Rechts- und Interventionsstaat – ein DRIS – ist, be-
deutet nicht, dass Staatlichkeit immer noch so organisiert ist wie im Goldenen Zeit-
alter des DRIS. Auch dass er im Geflecht paralleler Strukturen der Verantwortung 
viele Fäden in der Hand behält – mithin ein zentraler Knotenpunkt dieses Geflechts 
ist –, bedeutet nicht, dass sich Staatlichkeit nicht grundlegend verändert hat. Der 
Staat ist zwar Knotenpunkt dieses Geflechts paralleler Strukturen, aber er kann die-
ses Geflecht nicht kontrollieren.10 

(2) Der DRIS zerfasert 

Diese Entwicklung ist insofern als Zerfaserung des DRIS zu beschreiben, als damit 
die Verantwortung der Erbringung normativer Güter nicht mehr in einer Organisati-
on – dem DRIS – gebündelt ist. Dies gilt zumal die beschriebenen Internationalisie-
rungs- und Privatisierungsprozesse nicht in ein neues Verantwortungszentrum füh-
ren, sondern zu einer Verantwortungsdiffusion. Schließlich verlaufen die Internatio-
nalisierungs- und Privatisierungsprozesse in den vier Dimensionen von Staatlichkeit 
nicht gleichgerichtet auf eine neue internationale oder gesellschaftliche Institution 
zu, sondern zeigen in den vier Dimensionen von Staatlichkeit in verschiedene Rich-
tungen. Grob kann man sagen, dass sich in der Rechtsdimension deutliche Internati-
onalisierungsprozesse beobachten lassen, die von durchaus bemerkenswerten Priva-
tisierungsprozessen begleitet sind. In der Legitimationsdimension dagegen sind bis-
lang allenfalls schwache Internationalisierungsprozesse zu beobachten, eine Privati-
sierung findet allenfalls ansatzweise statt. In der Wohlfahrtsdimension bleiben In-
ternationalisierungsprozesse schwach, und auch die erwartete Privatisierung hat sich 
zumindest in den Kernbereichen des Wohlfahrtsstaates11 nicht so deutlich wie erwar-
tet gezeigt. Hingegen in der Ressourcendimension, wo kaum Privatisierungs- und 
Internationalisierungsprozesse erwartet wurden, zeigte sich eine zwar nicht sehr weit 

                                                           
10  Man könnte den DRIS teilweise schon früher mit Strukturen verbunden sehen, in denen er Verantwor-

tung für die Erbringung normativer Güter teilte und in denen ihm eine maßgebliche Rolle zukam. Man 
denke nur an den klassischen Korporatismus, bei dem der Staat gesellschaftliche Institutionen nutzt, 
um normative Güter besser erbringen zu können, oder an lockere zwischenstaatliche Kooperations-
formen, bei denen der Staat internationale Institutionen nutzt, um normative Güter gemeinsam mit an-
deren Staaten zu produzieren. In beiden Strukturen könnte man meinen, dass der Staat nicht nur for-
mal, sondern auch faktisch die Entscheidungs- und Organisationsverantwortung weitgehend alleine 
ausübt. Eben dies ist heute im Rahmen des durch Internationalisierung und Privatisierung entstehen-
den Geflechts paralleler Strukturen bei weitem nicht mehr immer gegeben. 

11 Anders stellt sich die Entwicklung dort dar, wo „der Staat als Unternehmer“ tätig war (vgl. Zohlnhö-
fer & Obinger 2005; Schneider & Tenbücken 2005; Schneider, Fink & Tenbücken 2005). 
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reichende, trotzdem aber doch bemerkenswerte Internationalisierung. Damit hat sich 
durch die je unterschiedlichen Internationalisierungs- und Privatisierungsprozesse 
die gebündelte Verantwortung aufgelöst, die für den DRIS kennzeichnend war, ohne 
dass es andernorts zu einer vergleichbar starken Bündelung von Verantwortung ge-
kommen wäre. Verantwortung für die Erbringung normativer Güter wird oftmals 
von sehr verschiedenen staatlichen wie nicht-staatlichen Strukturen getragen – sie 
zerfasert. 

Der beobachtete Wandel von Staatlichkeit kann auch insofern als Zerfaserungs-
prozess beschrieben werden, als die drei im DRIS gebündelten Verantwortungsty-
pen – Letztverantwortung, Entscheidungs- und Organisationsverantwortung – nicht 
mehr in einer Organisation, „beim Staat“, gebündelt sind. Denn die beobachteten In-
ternationalisierungs- und Privatisierungsprozesse treffen die drei angesprochenen 
Verantwortungstypen unterschiedlich. In keiner Dimension von Staatlichkeit werden 
Letztverantwortung, Entscheidungsverantwortung und Organisationsverantwortung 
en bloc verschoben, so dass sich ein neues Verantwortungszentrum jenseits des 
Staates bilden könnte. Auch ist nirgends zu beobachten, dass der Staat seine Letzt-
verantwortung für die Erbringung normativer Güter einbüßt. Selbst internationale 
Institutionen wie die EU oder private Institutionen wie ICANN, die weitgehende 
Entscheidungs- und auch Organisationsverantwortung besitzen, haben keine Letzt-
verantwortung. Die bleibt unbestritten beim Staat. 

Selbst die Entscheidungs- und die Organisationsverantwortung gibt der Staat 
selten zusammen ab, sondern in der Regel nur entweder das eine oder das andere. 
Eines der wenigen Beispiele einer Institution, an die der Staat Entscheidungs- und 
Organisationsverantwortung übertragen hat, ist die Europäische Zentralbank. Sonst 
überträgt der Staat Entscheidungsverantwortung eher an internationale Institutionen 
(oder verliert sie an diese), wohingegen er operative Organisationsverantwortung 
eher an private oder gesellschaftliche Institutionen delegiert (oder verliert). Das 
heißt, gegenüber internationalen Institutionen behält er oft die Organisationsverant-
wortung und bei privaten Institutionen behauptet er weiter seine Entscheidungsver-
antwortung. Beispielsweise haben internationale Institutionen wie die WTO wichti-
ge Entscheidungsverantwortung erhalten, doch ihre Organisationsverantwortung ist 
nach wie vor begrenzt. Dagegen besitzen gesellschaftliche Institutionen wie die pri-
vaten Gesundheitsdiensleister heute zwar teilweise erhebliche operative Organisati-
onsverantwortung, doch sie tun dies in einem durch die Entscheidungsverantwor-
tung des Staates eng definierten Rahmen.  

Insgesamt kommt es also zu einer Zerfaserung, bei der der DRIS die Letztve-
rantwortung über alle Dimensionen von Staatlichkeit hinweg behält, sich aber in den 
verschiedenen Dimensionen in unterschiedlicher Weise Entscheidungsverantwor-
tung mit internationalen Institutionen und Organisationsverantwortung mit privaten 
Institutionen teilt. Dieser Zerfaserungsprozess soll in einem Syntheseband, den vor 
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allem Philipp Genschel, Markus Jachtenfuchs und Bernhard Zangl gemeinsam auf 
Grundlage der Ergebnisse des Sfb verfassen werden, weiter herausgearbeitet wer-
den. Dabei ist dann auch zu klären, inwiefern es für den DRIS prekär ist, dass die 
Verantwortung für die Erbringung normativer Güter nicht mehr so einfach zuzu-
rechnen ist. Während im Goldenen Zeitalter die Verantwortung praktisch immer 
beim DRIS und den von ihm kontrollierten Institutionen lag, verteilen sich Letzt-, 
Entscheidungs- und Organisationsverantwortung heute auf unterschiedliche Institu-
tionen. Diese Streuung von Verantwortung stellt jedenfalls nicht nur für sich ge-
nommen einen grundlegenden Wandel von Staatlichkeit – eben eine Zerfaserung – 
dar, sondern könnte auch letztendlich in einer den Staat eigendynamisch schwä-
chenden Entwicklung münden. 

(d) Fazit: eine neue Konstellation von Staatlichkeit 

Der seit den 1970er Jahren zu beobachtende Wandel hat in einer sich andeutenden 
postnationalen Konstellation (Habermas 1998) zu einer Re-Konfiguration von Staat-
lichkeit geführt. Für den DRIS des Goldenen Zeitalters war eine fast unbeschränkte 
Verantwortungsvermutung für die Erbringung normativer Güter in allen vier Di-
mensionen von Staatlichkeit kennzeichnend. Wenn es um Rechtssicherheit und Le-
gitimation, um Wohlfahrtssicherung, Gewaltregulierung und kollektive Ressour-
cenmobilisierung ging, dann stand der Staat in der Verantwortung – und zwar in der 
Letzt- und Alleinverantwortung. Dies ist heute längst nicht mehr so eindeutig. Ver-
antwortung für die Erbringung normativer Güter wird seit den 1980er Jahren ver-
mehrt auch von den DRIS teilweise ergänzenden und teilweise auch ersetzenden – 
künftig möglicherweise sogar verdrängenden – nicht-staatlichen Strukturen über-
nommen. Diese gesellschaftlichen und internationalen Strukturen treten ebenfalls als 
Rechtsgaranten, Wohlfahrtsgaranten, Legitimationsträger und Gewaltkontrolleure 
auf. Allerdings behält der DRIS gegenüber diesen zumeist von ihm selbst geschaf-
fenen, zumindest aber von ihm geduldeten Strukturen nicht nur die Letztverantwor-
tung für die Erbringung normativer Güter, sondern auch wichtige Entscheidungs- 
und Organisationsverantwortung. Er hat sich weder zu einem kraft- und funktionslo-
sen Residualstaat zurückgebildet (Cerny 1995, 1997; Koch 1995) noch ist er in ei-
nem Weltstaat aufgegangen (Höffe 1999; Wendt 2003a, b). Der DRIS zerfasert 
zwar, bleibt aber ein zentraler Knotenpunkt, der im zunehmend komplexen Geflecht 
von Verantwortlichkeiten die zentralen Fäden zusammenhält. 

Die für die nationale Konstellation charakteristische Verantwortungskonzentra-
tion beim DRIS ist aber geschwächt worden. Der Staat der postnationalen Konstella-
tion ist in einem territorial und funktional vielfältig differenzierten Geflecht nicht-
staatlicher Strukturen eingebunden und aufgehoben (Beck & Grande 2004; Eppler 
2005; Delbrück 2006a, b). Mit dem Verlust der Verantwortungskonzentration im 
DRIS verliert sich die Übersichtlichkeit der nationalen Konstellation. Der DRIS des 
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Goldenen Zeitalters hatte eine Leitidee, die nationale Selbstbestimmung, und ein 
Leitprinzip, die Hierarchie. Dem neuen Geflecht von Staatlichkeit fehlt beides. Es 
gibt keine Teleologie, die einen logischen Endpunkt markieren würde, auf den der 
Verflechtungsprozess zuläuft oder zulaufen soll. Internationalisierung und Privati-
sierung vollziehen sich als relativ ungeordnete Prozesse, deren Verlaufsmuster über 
verschiedene Staaten und Dimensionen von Staatlichkeit hinweg variieren. Staat-
lichkeit zerfasert. Das heißt nicht, dass der Staat am Ende ist, aber die Organisation 
von Staatlichkeit wird komplexer und womöglich auch prekärer als im goldenen 
Zeitalter des DRIS. Das Leitthema der zweiten Antragsphase ist es nun zu erklären, 
wie es dazu kam.  

(C) Die Erklärung des Wandels von Staatlichkeit 

Die Teilprojekte suchen in der zweiten Antragsphase nach Erklärungen für den in 
der ersten Antragsphase beobachteten Wandel von Staatlichkeit. Sie fragen: Warum 
kommt es zu Internationalisierung oder Privatisierung, bzw. warum bleiben solche 
Wandlungsprozesse aus? Warum erfolgen diese Wandlungsprozesse teils als Anla-
gerung und teils als Verlagerung? Warum weitet sich der Korridor in manchen Hin-
sichten aus, während er sich in anderen eher verengt? Um den Wandel von Staat-
lichkeit zu erklären, können sich die Teilprojekte grundsätzlich der Erklärungsange-
bote aus drei Literatursträngen bedienen, die für den Wandel von Staatlichkeit 
grundlegend unterschiedliche Diagnosen stellen. 

Erstens kommen Erklärungen in Betracht, die den Wandel von Staatlichkeit auf 
kaum kontrollierbare strukturelle Antriebskräfte zurückführen, wonach der Staat 
nicht einmal mehr die Weichen für den Wandel stellen kann. In dieser Literatur wird 
ein massiver Wandel von Staatlichkeit diagnostiziert und darauf zurückgeführt, dass 
starke Antriebskräfte wie wirtschaftliche Globalisierung oder gesellschaftliche Indi-
vidualisierung, Komplexitätssteigerung, Wertewandel oder demographische Alte-
rung den Staat massiv herausfordern (u.a. Cerny 1995; Hirsch 1995; Inglehart & 
Welzel 2005; Kaufmann 2005; Scharpf 1987; Willke 1992). Die beobachteten Priva-
tisierungs- und Internationalisierungsprozesse ergeben sich aus dem Staat aufge-
zwungenen Entwicklungen, die dieser kaum beeinflussen kann. Im Lichte dieser Er-
klärung erscheint der Staat als das hilflose Objekt ihm äußerlicher Antriebskräfte 
des Wandels.  

Doch es kommen zweitens auch Erklärungen in Betracht, die strukturelle An-
triebskräfte insofern als wenig dramatisch einschätzen, als der Staat diese Antriebs-
kräfte zumeist beherrschen und somit auch die Weichen für den Wandel von Staat-
lichkeit jederzeit selbst stellen kann (Staat als kontrollierendes Subjekt). Hier wird 
darauf verwiesen, dass Antriebskräfte wie die wirtschaftliche Globalisierung, die so-
ziale Individualisierung, die Komplexitätssteigerung, der Wertewandel oder auch 
die demographische Alterung nicht nur vielfach überschätzt, sondern insbesondere 
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auch vom Staat weiter kontrolliert werden (u.a. Krasner 1999a, b, 1993; Moravcsik 
2002; Pierson 1998; Thomson & Krasner 1989; James 2001, 2006), ja den Staat so-
gar stärken können (Lütz 1997ff.; Garrett 1995ff.; Garrett & Rodden 2003; Rodrik 
1997, 1998). Die beobachteten Privatisierungs- und Internationalisierungsprozesse 
finden danach zwar statt, können vom Staat aber jederzeit wieder rückgängig ge-
macht werden. Der Staat bleibt Herr des Verfahrens und Subjekt des Wandels.  

Und die Teilprojekte können sich drittens auch auf Erklärungen stützen, die den 
Staat weder allein als Objekt noch nur als Subjekt seiner Veränderung sehen und 
stattdessen versuchen, das Zusammenspiel von äußeren und inneren Veränderungs-
kräften zu beschreiben. Manche betonen, dass der Staat zwar durch Antriebskräfte 
des Wandels wie Globalisierung, Individualisierung, Wertewandel, Komplexitäts-
steigerung oder auch demographische Alterung herausgefordert wird, aber über er-
hebliche Freiheitsgrade der Reaktion verfügt und die Herausforderungen mögli-
cherweise sogar zum eigenen Nutzen instrumentalisieren kann (u.a. Ferrera & 
Gualmini 2000; Garrett 1998a, b, 2000; Notermans 1993; Rieger & Leibfried 2001, 
2003; Swank 1998, 2002; Voigt 1993, 1996; Schuppert 2005d, c; Thurow 2004). 
Staatlichkeit wandelt sich zwar, aber der Staat stellt die Weichen des Wandels sel-
ber. Der Staat erscheint als Segler, der den Wind zwar nicht beeinflussen, ihn durch 
geschickte Segeleinstellung aber für die eigenen Zwecke nutzen kann. So hat bei-
spielsweise Claus Offe die Privatisierung von Staatlichkeit schon frühzeitig als eine 
vom Staat gemachte Politik der Selbstentlastung des Staates interpretiert (Offe 1987, 
317; auch Grande 1997; Grande & Risse 2000). Ähnlich erklärte Alan S. Milward 
(1992) die Internationalisierung von Staatlichkeit als Versuch des Nationalstaates, 
die eigene Funktionsfähigkeit zu retten (s. auch Moravcsik 1994, 1998; Wolf 2000; 
ferner zu einer Form Lütz 1997ff.; s. aber Esser 1999).12 Freilich kann es dem Staat 
bei solchen Versuchen gehen wie dem Zauberlehrling, der die Kräfte, die er rief, 
nicht mehr los wird und damit, ungewollt, selbst zur Antriebskraft der eigenen Ver-
änderung wird. 

(a) Ausgangsvermutung 

Die Teilprojekte werden sich in der zweiten Antragsphase mit allen drei Erklärungs-
angeboten kritisch auseinandersetzen. Die Ergebnisse der ersten Antragsphase legen 
allerdings nahe, im Staat weder ein hilfloses Objekt noch ein omnipotentes Subjekt 
zu sehen. Vielmehr deuten sie auf eine Erklärung hin, bei der der Staat sowohl Ob-
jekt als auch Subjekt ist – der Wandel von Staatlichkeit weder vom Staat ganz, noch 

                                                           
12  Doch selbst da, wo nicht behauptet wird, dass der Staat sich durch internationale Institutionen stärken 

will, sondern lediglich angenommen wird, dass der Staat mit internationalen Institutionen seine Steue-
rungsfähigkeit angesichts veränderter Rahmenbedingungen zurückgewinnen will, ist eine Selbsttrans-
formationsthese angelegt (siehe etwa Keohane & Nye 2001; Keohane 1984, 1989; Zürn 1992, 1998). 
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von ihm gar nicht kontrolliert wird. Zum Teil sieht sich der Staat zum Wandel ge-
zwungen, zum Teil verursacht der Staat den Wandel selber, prägt und gestaltet ihn. 

Unsere Ausgangsvermutung ist daher, dass der Wandel von Staatlichkeit zu-
mindest teilweise auch eine „Selbsttransformation des Staates“ darstellt.13 Der Staat 
zählt zu den aktiven Mitspielern im Wandel von Staatlichkeit. Die Frage ist, wann er 
dieses Spiel wie spielt. Wann spielt er auf Verlagerung und wann auf Anlagerung, 
wann präferiert er Privatisierung und wann Internationalisierung, wann gibt er Ent-
scheidungs- und wann Organisationsverantwortung ab? Dabei sind mindestens drei 
Formen der Selbsttransformation zu unterscheiden. 

Die Selbsttransformation des Staates kann erstens in dem – oben bereits ange-
deuteten – Sinne erfolgen, dass er als Weichensteller von ihm nicht kontrollierte An-
triebskräfte lenkt und kanalisiert. Dies ist zwar eine vergleichsweise schwache Form 
der Selbsttransformation, aber auch hier ist der Staat eben nicht nur Objekt der ihn 
herausfordernden Antriebskräfte, sondern er lenkt den Wandel, den er nicht verhin-
dern kann, und bestimmt die Gestalt mit, die dieser annimmt. Der Wandel ist somit 
kein strukturell determinierter Anpassungsprozess, sondern Ergebnis staatlicher Ent-
scheidungsprozesse und Institutionen. Dieser weichen Form der Selbsttransformati-
on wird beispielsweise in den Teilprojekten von Leibfried und Obinger (C1), Roth-
gang (C3) Weymann und Martens (C4) oder Brockmann (D5) nachgegangen. Diese 
Teilprojekte fragen, welchen Einfluss nationale Weichensteller wie das Wohlfahrts-
staatsregime auf die von Staat zu Staat jeweils unterschiedlichen Wandlungsprozes-
se bei der Sozial-, Gesundheits-, Bildungs- oder Generationenpolitik haben.  

Die Selbsttransformation des Staates kann aber zweitens auch in einem weitrei-
chenderen Sinne dadurch erfolgen, dass der Staat nicht nur als Weiche bestehende 
Antriebskräfte des Wandels lenkt, sondern dass er selbst diese Antriebskräfte des 
Wandels in Gang setzt. Danach sind es zwar Antriebskräfte wie Globalisierung, Eu-
ropäisierung, Individualisierung, Wertewandel oder Alterung, die den Wandel von 
Staatlichkeit verursachen, doch diese sind nicht naturwüchsig, sondern vom Staat 
selbst geschaffen, gefördert oder doch zumindest geduldet (vgl. Genschel 2004; 
Rieger & Leibfried 2001, 2003; siehe auch historisch Frieden 2006). Der Staat setzt, 
indem er Globalisierung fördert, Individualisierung stützt oder für bestimmte Werte 
wirbt, Entwicklungen in Gang, die dann – gewollt oder ungewollt, beherrschbar o-
der nicht beherrschbar – zur Antriebskraft des Wandels von Staatlichkeit werden. 
Danach folgt der Wandel nicht naturwüchsigen, sondern politisch erzeugten An-

                                                           
13  Mit Blick auf den Wohlfahrtsstaat wurde diese Selbsttransformationsthese unlängst von Streeck und 

Thelen (2005, u.a. 23-24) vorgetragen. Auch sie gehen davon aus, dass der Wandel des Wohlfahrts-
staates eben nicht nur als Anpassungsprozess an exogene Antriebskräfte zu verstehen ist, sondern 
auch als endogen angetrieben. Dabei machen sie zudem darauf aufmerksam, dass es für Selbsttrans-
formationsprozesse typisch sein kann, sich eher schleichend denn abrupt zu entwickeln. Thelen (2004) 
bietet insoweit eine Fallstudie. 
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triebskräften. Diese Form der Selbsttransformation wird zum Beispiel im Teilprojekt 
von Genschel (D1) untersucht. Dieses Teilprojekt versucht zu zeigen, dass Staaten 
internationale Steuerregime zunächst begründet haben, um damit internationale 
Steuertatbestände zu regeln. Mit diesen Regelungen schufen die Steuerregime aller-
dings auch die Grundlage für den internationalen Steuerwettbewerb und erhöhten 
damit den Druck auf die Staaten, weitere steuerpolitische Kompetenzen zu internati-
onalisieren, um den nachteiligen Effekten des Steuerwettbewerbs vorzubeugen. In 
ähnlicher Weise betont das Teilprojekt von Brockmann (D5) den Eigenanteil des 
Staates an der Produktion der „demographischen Krise“, auf die er dann mit einem 
Wandel seiner Generationenpolitiken reagiert. 

Die Selbsttransformation des Staates kann aber drittens auch in dem Sinne statt-
finden, als der Staat nicht nur Antriebskräfte freisetzt, die dann auf ihn einwirken, 
sondern selbst eine Antriebskraft des Wandels ist. Bei dieser Art der Selbsttransfor-
mation verändert der Staat sich aus eigener Initiative, ohne dass ihn starke Antriebs-
kräfte zum Wandel zwingen würden. Danach wäre also zu vermuten, dass der Staat 
bestimmte Verantwortlichkeiten freiwillig an private oder aber an internationale In-
stitutionen delegiert, so dass diese ihn beispielsweise bei der Erbringung normativer 
Güter entlasten. Dabei mag sich diese freiwillige Selbsttransformation des Staates 
dann über – gewollte oder nicht gewollte – Eigendynamiken dieser vom Staat ge-
schaffenen Institutionen zu einer eigenständigen Antriebskraft auswachsen. Insge-
samt erfolgt der Wandel von Staatlichkeit hier allerdings durch den Staat als An-
triebskraft selbst. Diese besonders augenscheinliche Form der Selbsttransformation 
des Staates vermutet beispielsweise das Teilprojekt von Zangl (A2). Es geht davon 
aus, dass die zunehmende Bindung des Staates an internationales Recht auch das 
Resultat einer von den Staaten vorangetriebenen Vergerichtlichung internationaler 
Streitbeilegungsverfahren ist (Zangl 2006), die die Staaten – teils gewollt, teils un-
gewollt – zu einer zunehmend rechtsgebundenen Streitbeilegung anhalten können. 
Und auch das Teilprojekt von Falke und Joerges (A1) sieht das Eindringen interna-
tionaler Rechtsnormen in die vormals ausschließlich dem Staat vorbehaltene Sozial-
regulierung als Ergebnis einer durch die Staaten vorangetriebenen Handelspolitik. 
Um die rechtlichen Rahmenbedingungen für einen gedeihlichen internationalen 
Handel zu schaffen, waren sie zunehmend bereit, ihre Sozialregulierung nach inter-
nationalen Vorgaben auszugestalten. Die im Teilprojekt von Mau (D4) untersuchten 
Veränderungen staatlicher Grenzregime werden ebenfalls nicht nur als Reaktion auf 
externe Antriebskräfte verstanden, sondern als ein vom Staat selber vorangetriebe-
ner Wandel, mit dem er grenzüberschreitende Mobilität erhöhen und verbessern 
will. 

Auf den Ergebnissen der ersten Antragsphase aufbauend, will der Sfb in der 
zweiten Antragsphase prüfen, in welchem Sinne sich der Wandel von Staatlichkeit 
auch als eine Selbsttransformation des Staates erklären lässt. Damit zielt der Sfb als 
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Ganzes – nicht unbedingt jedes einzelne Teilprojekt – auf ein Verständnis des Wan-
dels, das rein strukturalistische Erklärungen überwindet, um sie durch im Kern „ak-
teurzentrierte“ Erklärungen (Mayntz & Scharpf 1995; Scharpf 2000 bzw. Scharpf 
1998/1997) zu ergänzen. Der Sfb will damit die Tragfähigkeit einer politischen Er-
klärung des Wandels von Staatlichkeit ausloten. Es geht also darum herauszufinden, 
wie wichtig der Staat selbst als Antriebskraft und Weichensteller für den beobachte-
ten Wandel von Staatlichkeit ist.  

(b) Erklärungsschema 

Die Ausgangsvermutung, dass es sich beim Wandel von Staatlichkeit ganz wesent-
lich um einen Prozess der Selbsttransformation des Staates handelt, soll der For-
schungsarbeit in den Teilprojekten in ähnlicher Weise als Fluchtpunkt dienen, wie 
die drei Leitthesen der ersten Antragsphase. In einem ersten Schritt werden die Ein-
zelprojekte ergebnisoffen unterschiedliche Erklärungen des Wandels von Staatlich-
keit auf die von ihnen während der ersten Antragsphase beobachteten Wandlungs-
prozesse anwenden. Denn nur so lässt sich abschätzen, ob und inwieweit der Wan-
del einer Selbsttransformation des Staates geschuldet ist. Nur im Vergleich ver-
schiedener Erklärungen kann der Beitrag beurteilt werden, den der Staat selbst zum 
Wandel von Staatlichkeit leistet. In einem zweiten Schritt sollen sich die Teilprojek-
te bei der Suche nach Erklärungen miteinander intensiv austauschen und wechselsei-
tig voneinander lernen. Dadurch werden sukzessive und kumulativ Erklärungen ge-
neriert, die den in unterschiedlichen Teilprojekten beobachteten Wandel von Staat-
lichkeit verständlich machen können. Am Ende wird wahrscheinlich nicht eine ü-
bergreifende Erklärung stehen, die das Gesamtbild der Zerfaserung des DRIS voll-
ständig aufklärt. Es dürfte aber möglich sein, zu modularen Erklärungen zu gelan-
gen, die den Wandel von Staatlichkeit insgesamt verständlich machen und die viel-
fältigen Einzelaspekte des Wandels von Staatlichkeit auf möglichst einfache, allge-
meine Partialerklärungen zurückführten (vgl. etwa Scharpf 2002). Im Rahmen dieser 
Erklärung wäre dann auch die Selbsttransformationsthese zu beleuchten.  

Die Vorzüge eines solchen kumulativen Erklärungsverfahrens sind einsichtig, 
ebenso die damit verbundenen Schwierigkeiten. Denn gemeinhin lassen sich die Er-
klärungen eines bestimmten Teilprojekts nicht umstandslos auf den Erkenntnisge-
genstand eines anderen Teilprojekts übertragen. Der Sfb hat diesem Problem in der 
ersten Antragsphase bereits dadurch entgegengewirkt, dass alle Teilprojekte einem 
einheitlichen Beschreibungskonzept des Wandels von Staatlichkeit folgten. Dies er-
leichtert den Erklärungstransfer zwischen Teilprojekten. Darüber hinaus sollen die 
Teilprojekte in der zweiten Antragsphase auch einem gemeinsamen Erklärungs-
schema folgen, welches unmittelbar an das in der ersten Antragsphase bewährte Be-
schreibungskonzept anschließt: Wurde dort der Wandel von Staatlichkeit im Kate-
gorienraster von Internationalisierung und Privatisierung bzw. von Korridorerweite-
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rung und -verengung beschrieben, sollen diese Entwicklungen in der zweiten An-
tragsphase im Erklärungsschema von Antriebskräften und Weichenstellern erklärt 
werden.  

Dabei werden unter Antriebskräften solche Erklärungsfaktoren verstanden, die 
den Wandel von Staatlichkeit auslösen, die also dafür sorgen, dass Internationalisie-
rungs- und Privatisierungsprozesse in Gang kommen. Zu den Antriebskräften gehö-
ren alle Wandlungsprozesse materieller, ideeller und institutioneller Art, die den 
Staat herausfordern und Internationalisierungs- und Privatisierungsprozesse anstos-
sen können. (Sie sind in sozialwissenschaftlicher Begrifflichkeit unabhängige Vari-
ablen.) Als Weichensteller werden dagegen diejenigen materiellen, ideellen und in-
stitutionellen Erklärungsfaktoren bezeichnet, die dem Wandel von Staatlichkeit sein 
eigentümliches Gepräge geben. (Sie sind in sozialwissenschaftlicher Begrifflichkeit 
intervenierende Variablen.) Weichensteller erklären, warum unterschiedliche Staa-
ten auf gleiche Herausforderungen oftmals unterschiedlich reagieren. Sie machen 
verständlich, warum manche Staaten stärkere Internationalisierungs- und Privatisie-
rungsneigung zeigen als andere, warum in manchen Problemfeldern die Internatio-
nalisierung bzw. Privatisierung als Anlagerung und in anderen als Verlagerung er-
folgt und warum die Internationalisierung und Privatisierung den Varianzkorridor 
der Ausgestaltungen von Staatlichkeit in manchen Problemfeldern verengen und in 
anderen verbreitern.  

Abbildung 2: Ein Schema zur Erklärung des Wandels von Staatlichkeit 
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In unserem Erklärungsschema sollen also die Antriebskräfte in erster Linie die all-
gemeinen Wandlungstendenzen von Staatlichkeit erklären, während die Wei-
chensteller vor allem die Varianzen um diese Wandlungstrends verständlich ma-
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chen.14 Beides braucht man, um das Gesamtmuster des Wandels von Staatlichkeit zu 
entschlüsseln. Wichtig ist aber, dass die Unterscheidung zwischen Antriebskräften 
und Weichenstellern rein analytisch gemeint ist. Ob ein Erklärungsfaktor als An-
triebskraft oder Weichensteller zu betrachten ist, hängt nicht von diesem Erklärungs-
faktor selbst ab, sondern ausschließlich von der Funktion, die ihm bei der Erklärung 
zugewiesen wird. Was in einer Erklärung als Antriebskraft erscheint, kann in einer 
anderen Erklärung ein Weichensteller sein. Diese inhaltliche Offenheit verhindert, 
dass durch das Erklärungsschema selbst schon präjudiziert wird, welche Erklärungs-
faktoren sich wie auf den Wandel von Staatlichkeit auswirken. Die Erklärungsfakto-
ren zu spezifizieren und unterschiedliche Erklärungsfaktoren zu einem Erklärungs-
modell zusammenzufügen, bleibt vielmehr den einzelnen Teilprojekten überlassen. 
Das Erklärungsschema soll lediglich die Erklärungsarchitektur so weit standardisie-
ren, dass Erklärungen projekt- und disziplinenübergreifend verglichen und aufein-
ander bezogen werden können. Es soll aber nicht selbst schon ein Erklärungsmodell 
des Wandels von Staatlichkeit liefern. 

(1) Antriebskräfte 

In unserem Erklärungsschema werden unter Antriebskräften die Erklärungsfaktoren 
verstanden, die den Wandel von Staatlichkeit auslösen, weil sie bestehende Struktu-
ren der Erbringung normativer Güter herausfordern. Als Antriebskräfte kommen alle 
Veränderungen der materiellen, ideellen und institutionellen Bedingungen in Be-
tracht, unter denen Staaten operieren. Diese Bedingungen bestimmen, welche nor-
mativen Güter erbracht werden müssen, was von der Gütererbringung erwartet wer-
den kann, wer diese normativen Güter zu erbringen vermag und wer eine veränderte 
Gütererbringung durchsetzen kann. Veränderungen dieser Bedingungen können 
deshalb dazu führen, dass bestehende Strukturen der Erbringung normativer Güter 
unter Anpassungsdruck geraten und dadurch einen Wandel von Staatlichkeit auslö-
sen. Für die Erklärung ist es deshalb wichtig, die konkreten materiellen, ideellen und 
institutionellen Veränderungen zu identifizieren, die den in den Teilprojekten beo-
bachteten Wandel von Staatlichkeit antreiben. 

Zu beachten ist freilich, dass auch die Unterscheidung zwischen materiellen, i-
deellen und institutionellen Veränderungsfaktoren eine rein analytische ist. Sie steht 
nicht für objektiv unterscheidbare Erklärungsfaktoren, sondern für drei unterschied-

                                                           
14  Natürlich könnte man argumentieren, dass Unterschiede im Wandel von Staatlichkeit auch durch Un-

terschiede in der Stärke von Antriebskräften erklärt werden können. Man würde dann z.B. die Beo-
bachtung, dass kleine Staaten im Steuerwettbewerb die relevanten Steuersätze auf ein niedrigeres Ni-
veau senken als große Staaten (Ganghof 2005), dadurch erklären, dass sie dem Wettbewerbsdruck – 
sprich der Antriebskraft des Wandels – stärker ausgesetzt sind als diese. Man könnte aber ebenso gut 
sagen, dass die Landesgröße ein Weichensteller ist, der den Einfluss des Steuerwettbewerbs auf die 
nationale Steuerpolitik steuert. Analytisch ändert sich dadurch nichts. 
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liche Paradigmen sozialwissenschaftlicher Erklärungen: strukturalistische Erklärun-
gen, die sozialen Wandel oftmals vor allem auf Veränderungen in den zugrundelie-
genden materiellen Bedingungen zurückführen; konstruktivistische Erklärungen, die 
vornehmlich – oder zumindest auch – auf Veränderungen ideeller Gegebenheiten 
zurückgreifen; und institutionalistische Erklärungen, die den Wandel insbesondere 
auch aus dem Wechselspiel zwischen institutionellen Strukturen und den in sie ein-
gebundenen Akteuren rekonstruieren. 

Materielle Antriebskräfte 

Als materielle Antriebskräfte kommen im Prinzip alle Veränderungen der wirt-
schaftlich und machtpolitisch relevanten Ressourcenausstattung und -verteilung in-
nerhalb und zwischen Gesellschaften in Betracht. Dazu gehören so unterschiedliche 
Veränderungen wie technischer Fortschritt, wirtschaftliche Globalisierung, globale 
Migration, internationale Machtverschiebungen oder die demographische Entwick-
lung der Gesellschaft. Derartige teilweise vom Staat angestoßene, teilweise aber 
auch vom Staat unabhängig entstandene Veränderungen beeinflussen die materiellen 
Bedingungen, unter denen normative Güter erbracht werden. Sie schaffen veränderte 
wirtschaftliche Problemlagen (sinkende Wachstumsraten, steigende Arbeitslosigkeit, 
usf.), veränderte soziale Problemstellungen (wachsende kulturelle Heterogenität) 
oder neue sicherheitspolitische Bedrohungen (neue Kriege und neuen Terrorismus). 
Dadurch können bestehende Strukturen der Erbringung normativer Güter herausge-
fordert und Internationalisierungs- und/oder Privatisierungsprozesse angestoßen 
werden.  

Eine für besonders viele Teilprojekte zentrale materielle Antriebskraft ist die 
wirtschaftliche Globalisierung, also der zunehmend grenzüberschreitende Austausch 
bzw. die zunehmend grenzüberschreitende Produktion von Gütern, Dienstleistun-
gen, Kapital und Arbeit (u.a. Beisheim u.a. 1999; Genschel 2004; Held, Goldblatt & 
Perraton 1999; Held & Koenig-Archibugi 2003; Hirst & Thompson 1999; Rieger & 
Leibfried 2001, 2003; Zürn 1992b, 1998). Denn die wirtschaftliche Globalisierung 
fordert aus Sicht dieser Teilprojekte bestehende Staatsstrukturen massiv heraus. Ei-
nige Teilprojekte verweisen darauf, dass die Globalisierung den Effektivitätsverlust 
bestehender staatlicher Strukturen bei der Erbringung normativer Güter auslösen 
und so zur Antriebskraft des Wandels von Staatlichkeit werden kann. Ein derartiger 
Effektivitätsverlust wird beispielsweise im Teilprojekt D1 als eine mögliche An-
triebskraft verstärkter Bemühungen um eine internationale Steuerkooperation unter-
sucht. Für andere Projekte führt die Globalisierung zu einem verschärften Standort-
wettbewerb, der bestehende Strukturen der Erbringung normativer Güter untermi-
niert. So untersucht etwa Teilprojekt C1, inwieweit der durch die Globalisierung 
verschärfte Standortwettbewerb die Veränderungen nationalstaatlicher Wohlfahrts-
regime angestoßen hat. Und wieder andere Teilprojekte deuten an, dass bestehende 
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Strukturen der Erbringung normativer Güter angegriffen werden, weil die Globali-
sierung sie unter erhöhten Effizienzdruck setzt. Im Teilprojekt C6 wird jedenfalls 
vermutet, dass ehemals staatliche Rechnungslegungsvorschriften durch private 
Rechnungslegungsstandards ersetzt wurden, weil diese nicht zuletzt aufgrund der 
Globalisierung erhebliche Effizienzvorteile besitzen. Denn im Gegensatz zu natio-
nalstaatlichen Rechnungslegungsstandards sind private Rechnungslegungsvorschrif-
ten erheblich einfacher global anzuwenden. 

Eine weitere für einige Teilprojekte wichtige materielle Antriebskraft des Wan-
dels von Staatlichkeit ist die Alterung der Gesellschaft, also der Sachverhalt, dass 
die Lebenserwartung steigt, während gleichzeitig die Geburtenrate unterhalb des 
Netto-Reproduktionsniveaus verharrt (Burniaux, Duval & Jaumotte 2004; Gruber & 
Wise 1999; Kaufmann 2005; Lynch 2006). Die damit einhergehenden Verschiebun-
gen im intergenerativen Machtgefüge werden in einigen Teilprojekten als mögliche 
Antriebskraft des Wandels von Staatlichkeit untersucht. Eine derartige Erklärung 
wird beispielsweise im Teilprojekt von Leibfried und Obinger (C1) mit Blick auf 
den Wandel des Wohlfahrtsstaats insgesamt, im Teilprojekt von Rothgang (C3) in 
Bezug auf den Wandel staatlicher Gesundheitssysteme und im Teilprojekt von 
Weymann und Martens (C4) in Bezug auf den Wandel der Bildungspolitik geprüft. 
Das Teilprojekt von Brockmann (D5) untersucht die demographische Alterung da-
gegen als mögliche Antriebskraft eines ‚doppelten Staatswandels’, bei dem der Staat 
einerseits das Altersrisiko privatisiert und andererseits die bisher weitgehend private 
Nachwuchsförderung verstaatlicht. Vermutet wird, dass der Staat diesen Wandel vo-
rantreibt, weil er befürchtet, dass bei einer weiteren Alterung der Gesellschaft der 
Bestand zentraler Ankerinstitutionen nachhaltig in Gefahr gerät. 

Ideelle Antriebskräfte 

Als ideelle Antriebskräfte kommen im Prinzip alle Veränderungen von politisch re-
levanten kognitiven und normativen Grundüberzeugungen in Betracht. Denn die 
Erbringung normativer Güter hängt nicht allein von materiellen Gegebenheiten, 
sondern auch von den kognitiven und normativen Einschätzungen dessen ab, was 
unter diesen Gegebenheiten politisch möglich und wünschenswert ist (u.a. Adler & 
Haas 1992; Goldstein & Keohane 1993a, b; Haas 1989, 1990, 1992; Hall 1993). 
Wenn sich diese Einschätzungen vom Staat gefördert oder unabhängig von diesem 
ändern, etwa weil postmaterielle Werthaltungen und postnationale Einstellungen an 
Boden gewinnen oder vorherrschende ökonomische, ökologische oder soziale Dokt-
rinen sich verschieben, so kann dies die bestehenden Strukturen der Erbringung 
normativer Güter herausfordern. Diese erscheinen angesichts veränderter normativer 
oder kognitiver Grundüberzeugungen als illegitim oder ineffektiv, was dann Privati-
sierungs- oder Internationalisierungsprozesse auslösen kann.  
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Einige Teilprojekte betrachten beispielsweise die Verbreitung postmaterieller 
und postnationaler Werthaltungen als wichtige ideelle Antriebskraft. Danach wer-
den politische Erwartungen einerseits immer weniger über die Befriedigung mate-
rieller Bedürfnisse definiert, sondern an postmateriellen Bedürfnissen wie Glück 
und Gesundheit und an postmateriellen Grundwerten wie der individuellen Selbstbe-
stimmung oder der Gleichberechtigung ausgerichtet. Andererseits definieren sich 
kollektive Identitäten immer weniger ethnisch, sondern basieren vermehrt auf ge-
meinsam geteilten Grundwerten wie etwa individueller Selbstbestimmung oder 
Gleichberechtigung (van Deth 2001; Inglehart 1997; Ingelhart & Welzel 2005; Beck 
1986). So fragt das Teilprojekt von Rothgang (C3) beispielsweise, inwieweit der 
Privatisierungstrend im Gesundheitssystem auch dadurch angetrieben wird, dass 
sich das Rollenbild des Patienten verändert. Da der Patient nicht mehr nur als ab-
hängiger Schutzbefohlener, sondern vermehrt als mündiger Partner gesehen wird, 
gewinnt der Ruf nach mehr Selbstbestimmung auch bei der Auswahl von Leistungs-
erbringern und Finanzierungsträgern an Gewicht, was mit einem stärker marktwirt-
schaftlich organisierten Gesundheitssystem eher zu vereinbaren ist und dadurch die 
Privatisierung fördert. 

Eine weitere ideelle Antriebskraft, die in einigen Teilprojekten eine Rolle spielt, 
ist der Wandel wirtschaftspolitischer Doktrinen. Diese Teilprojekte nehmen an, dass 
sich der Wandel von Staatlichkeit auch aufgrund der schrittweisen Verdrängung 
nachfrageorientierter durch angebotsorientierte Doktrinen vollzieht. Denn diese le-
gen eine stärkere Selbstbeschränkung des Staates bei der Marktsteuerung und der 
Marktkorrektur nahe. Dies mag gerade die Privatisierungsprozesse im Wohlfahrts-
staatsbereich mit erklären. Dementsprechend untersucht beispielsweise das Teilpro-
jekt von Obinger und Leibfried (C1), ob der angedeutete wirtschaftspolitische Dokt-
rinenwandel die Privatisierung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen wesentlich vorange-
trieben hat und wie stark diese Antriebskraft im Vergleich zu anderen Antriebskräf-
ten wie der ökonomischen Globalisierung oder der demographischen Alterung ein-
zuschätzen ist. Denn möglicherweise lässt sich der beobachtete Wandel des sozialen 
Wohlfahrtsstaats weniger auf materielle als vielmehr auf ideelle Antriebskräfte zu-
rückführen. 

Institutionelle Antriebskräfte 

Neben materiellen und ideellen Veränderungen kommen auch institutionelle Verän-
derungen als Antriebskräfte des Wandels von Staatlichkeit in Betracht. Denn der 
Staat ist zum einen selbst institutionell strukturiert und zum anderen in vielfältige 
institutionelle Strukturen eingebunden. Diese Strukturen prägen die Erwartungen, 
die an den Staat bei der Erbringung normativer Güter gerichtet werden und beein-
flussen die Handlungsanreize und Identitäten der an der Erbringung normativer Gü-
ter beteiligten oder von der Erbringung normativer Güter betroffenen Akteure (Hall 
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& Taylor 1996; March & Olsen 1989; Mayntz & Scharpf 1995; Zangl 1999; Zürn 
1992a). 

Häufig dürften es vom Staat selbst betriebene institutionelle Veränderungen 
sein, die schließlich zur Antriebskraft des Wandels werden. Insofern ist die Analyse 
institutioneller Antriebskräfte für die Selbsttransformationsthese von besonderer Re-
levanz. Die vom Staat angestoßenen Privatisierungs- und Internationalisierungs-
schritte können zur Ursache für weitere Privatisierungen und Internationalisierungen 
werden, z.B. weil sie Nebenwirkungen produzieren, auf die der Staat nur durch wei-
tere Privatisierung und Internationalisierung zu reagieren vermag, oder weil sie 
pfadabhängige Entwicklungen auslösen, die ursprünglich in staatlicher Abhängig-
keit gegründete private oder internationale Institutionen allmählich dessen kontrol-
lierendem Zugriff entziehen (Arthur 1994; Greif & Laitin 2005; North 1990; Pierson 
2004; Streeck & Thelen 2005).  

Ein Beispiel für einen solchen durch institutionelle Eigendynamiken angetriebe-
nen Internationalisierungsprozess bietet die Europäische Union: Die sechs Grün-
dungsmitglieder der damaligen EWG haben dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
1957 in den Römischen Verträgen das Recht eingeräumt, bei Klagen mit Europa-
rechtsbezug, die ihm von nationalen Gerichten im „Vorlageverfahren“ vorgelegt 
werden, eine autoritative Auslegung vorzunehmen. Dies war zunächst wenig drama-
tisch, weil die Staaten vor allem an Klagen gedacht hatten, die sich gegen europäi-
sche Institutionen richten, die ihre europarechtlichen Befugnisse überschreiten. 
Doch dieses Vorlagerecht hat insofern einen fundamentalen Wandel von Staatlich-
keit eingeleitet, als mit dem EuGH ein Akteur geschaffen wurde, der einen Anreiz 
hatte, seine Befugnisse auszuweiten. Gestützt auf seine bestehenden Befugnisse im 
Rahmen des Vorlageverfahrens behauptete er in entsprechenden Präzedenzfällen in 
den 1960er Jahren die Direktwirkung und die Suprematie des Europarechts. Doch 
die Staaten akzeptierten zunächst weder das eine noch das andere. Vielmehr behaup-
teten sie, dass das nationale Recht dem Europarecht übergeordnet sei. Doch als das 
Vorlageverfahren von den nationalen Gerichten in den 1970er und 1980er Jahren 
immer häufiger genutzt wurde, nahmen die Staaten im gleichen Zeitraum schrittwei-
se eine Position – und damit eine neue Identität – an, die es ihnen erlaubte, die Di-
rektwirkung und dir Suprematie des Europarechts anzuerkennen. Die Begründung 
des EuGH durch die Staaten hat sich so über veränderte Anreizstrukturen und Sozia-
lisationseffekte eigendynamisch in einen grundlegenden Wandel von Staatlichkeit 
übersetzt (Weiler 1991; Burley & Mattli 1993; Alter 2001; Stone Sweet 2004).15 

                                                           
15  Den meisten Analysen der EU, die vom „Mehrebenen-Ansatz“ und damit von einem durchschlagen-

den Eigengewicht der EG-Ebene selbst ausgehen (vgl. aus vielen etwa Benz 2003ff.; Obinger, Leib-
fried & Castles 2005b, c; Vobruba 2005), liegen in gemildeter Form ähnliche Transformationsgram-
matiken zugrunde. 
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Ähnliche institutionelle Antriebskräfte, die auf eine Selbsttransformation des 
Staates verweisen, werden in einigen der Teilprojekte untersucht. So analysiert bei-
spielsweise das Teilprojekt von Genschel (D1), wie das internationale Doppelbe-
steuerungsregime, indem es privaten Akteuren ermöglichte, sich nationalen Besteue-
rungsansprüchen durch Abwanderung zu entziehen, die Suche nach internationalen 
Regelungen gegen den unerwünschten Steuerwettbewerb angeregt hat. Die Interna-
tionalisierung der Steuerpolitik durch das Doppelbesteuerungsregime wird zur Ursa-
che einer weiteren, wenn auch überaus vorsichtigen steuerpolitischen Internationali-
sierung. Einen ähnlich eigendynamischen Internationalisierungsprozess vermutet 
das Teilprojekt von Falke und Joerges (A1) als Antriebskraft hinter der zunehmend 
anspruchsvollen Marktregulierung in der WTO16. Die Erfolge des internationalen 
Handelsregimes bei der Marktschaffung unterminieren die Wirksamkeit nationaler 
Marktregulierungen und treiben damit eine Internationalisierung derselben voran. 
Das Teilprojekt von Mayer (D3) untersucht, inwieweit die Delegation von Befugnis-
sen der friedenspolitischen Intervention und Prävention an internationale Institutio-
nen diesen ermöglicht, ihren Autonomiespielraum gegenüber der nationalen Politik 
aktiv zu erweitern. Und das Teilprojekt von Weymann und Martens (C4) beobach-
tet, wie die OECD und die EU ihre zunächst begrenzte Rolle in der Bildungspolitik 
systematisch ausgebaut haben und dadurch die nationale Bildungspolitik unter er-
heblichen Anpassungszwang setzen. In jedem dieser Teilprojekte stößt der Staat in-
stitutionelle Veränderungen an, die sich dann zur Antriebskraft des Wandels von 
Staatlichkeit auswachsen. Gleiches gilt für das Teilprojekt von Mau (D4), das den 
Einfluss supranationaler Systembildungen (NAFTA, EU) auf die Gestaltung natio-
naler Grenzregime untersucht. 

(2) Weichensteller 

Als Weichensteller werden in unserem Erklärungsschema diejenigen Erklärungs-
faktoren bezeichnet, die dem von den Antriebskräften ausgelösten Wandel von 
Staatlichkeit seine besondere Gestalt geben. Sie lassen Wandel zu, lenken ihn um 
oder bremsen ihn ab. Grundsätzlich kommen als Weichensteller ganz ähnliche Er-
klärungsfaktoren in Betracht wie bei den Antriebskräften, nämlich materielle, ideelle 
und institutionelle. Denn es sind die je eigenen materiellen, ideellen und auch insti-
tutionellen Bedingungen, die dafür verantwortlich sein können, warum dieselben 
Herausforderungen in verschiedenen Staaten ungleich verarbeitet werden (Hall 
1997). Weichensteller wirken insbesondere, indem sie die Bedingungen der politi-
schen Auseinandersetzungen mit bestimmen, in denen darüber gestritten wird, wie 
auf bestimmte Antriebskräfte reagiert werden soll. So geben sie beispielsweise man-
chen Akteuren in diesen Auseinandersetzungen mehr Gewicht als anderen und ma-

                                                           
16  Zur Genese des WTO-Regimes siehe Barton, Goldstein, Josling & Steinberg 2006. 
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chen damit Wandel in die eine Richtung schwieriger als in die andere. Um den 
Wandel von Staatlichkeit angemessen zu verstehen, müssen deshalb neben den An-
triebskräften auch die Weichensteller des Wandels analysiert werden.  

Materielle Weichensteller 

Als materielle Weichensteller kommen im Prinzip alle Varianzen in der wirtschaftli-
chen und machtpolitischen Ressourcenausstattung und -verteilung in Betracht, die 
begründen können, warum in unterschiedlichen Staaten und in unterschiedlichen Po-
litikfeldern auf gleiche Antriebskräfte ungleich reagiert wird (Korpi & Palme 2003). 
Das Spektrum ist breit. Wenn unterschiedliche Staaten auf Antriebskräfte des Wan-
dels unterschiedlich reagieren, so kann dies daran liegen, dass die einen reich und 
die anderen arm sind, die einen technisch leistungsstark und die anderen leistungs-
schwach, die einen mächtig und die anderen schwach, die einen groß und die ande-
ren klein (u.a. Katzenstein 1985; Gilpin 2001; Krasner 1991; Morgenthau 1967; G. 
Schneider, Barbieri & Gleditsch 2003; siehe auch historisch Williamson 2006). 

Einige Teilprojekte untersuchen, wie beispielsweise Varianzen in der politi-
schen Machtverteilung den Wandel von Staatlichkeit lenken können. So vermuten 
zahlreiche Teilprojekte, die sich mit Internationalisierungsprozessen befassen, dass 
die internationale Machtposition eines Staates ein wichtiger Weichensteller ist. In 
diesen Teilprojekten wird teils implizit, teils explizit angenommen, dass sich mäch-
tige Staaten stärker gegen Internationalisierungsprozesse sträuben als weniger mäch-
tige Staaten (so u.a. Morgenthau 1967; Kagan 2002; Waltz 1979). So vermutet etwa 
das Teilprojekt von Mayer (D3), dass die staatlichen Präferenzen für eine Sicher-
heitspolitik, die im Rahmen internationaler Institutionen wie der UNO, der NATO 
oder der EU verankert ist, auch von der Machtposition des jeweiligen Staates ab-
hängen. Bei mächtigen Staaten wie den USA ist danach zu erwarten, dass sie allen-
falls eine schwache Präferenz für eine von internationalen Institutionen geprägte Si-
cherheitspolitik haben werden, während bei weniger mächtigen Staaten eine viel 
stärker ausgeprägte Präferenz für eine solchermaßen international abgestützte Si-
cherheitspolitik erwartet wird. Doch auch einige Teilprojekte, die sich mit Privati-
sierungsprozessen befassen, sehen die internationale Machtposition des jeweiligen 
Staates als Weichensteller an. So nimmt beispielsweise das Teilprojekt von 
Leibfried und Obinger (C1) an, dass die Globalisierung in wirtschaftlich mächtigen 
Staaten wie Deutschland oder Frankreich andere Auswirkungen auf das nationale 
Wohlfahrtsregime hat als in kleinen Staaten wie beispielsweise Neuseeland 
(Schwartz 2000), Norwegen oder den Niederlanden (Visser & Hemerijck 1998; 
Hemerijck 2000, 2001). Insbesondere wird vermutet, dass sich die Globalisierung in 
kleinen Staaten viel eher in einen Wandel der staatlichen Wohlfahrtsregime über-
setzt als in wirtschaftlich mächtigen Staaten (Grande 2001; Armingeon 2004, 2006). 
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Ideelle Weichensteller 

Auch ideelle Gegebenheiten sind mögliche Weichensteller des Wandels. Die in der 
politischen Kultur einer Gesellschaft verankerten normativen und kognitiven 
Grundüberzeugungen beeinflussen, wie bestimmte Herausforderungen – Antriebs-
kräfte – wahrgenommen und welche Reaktionen darauf als möglich und wün-
schenswert diskutiert werden (Goldstein & Keohane 1993b; Hall 1993; V. Schmidt 
2006: 109ff.; V. Schmidt & Radaelli 2005). Wie Herausforderungen verarbeitet 
werden, kann beispielsweise davon abhängen, ob die politische Kultur durch indivi-
dualistische oder kollektivistische, durch eher nationale oder universalistische oder 
durch eher isolationistische oder internationalistische Grundüberzeugungen geprägt 
ist. Jede dieser ideellen Varianzen mag unterschiedliche Reaktionen auf gleiche 
bzw. vergleichbare Antriebskräfte erklären. 

Ideelle Weichensteller werden in zahlreichen Teilprojekten analysiert. Ein Bei-
spiel ist das Teilprojekt von Nullmeier und Lhotta (B1), das von der Vermutung 
ausgeht, dass die Unterschiede im Wandel demokratischer Legitimationsprozesse in 
den Vereinigten Staaten, Großbritannien, Deutschland und der Schweiz auf Unter-
schiede in ihren politischen Kulturen, insbesondere ihren Legitimationsstilen, zu-
rückzuführen sind. Ähnlich vermutet das Teilprojekt von Weßler (B3), dass die un-
terschiedlich weit gediehene Europäisierung nationaler Öffentlichkeiten in verschie-
denen europäischen Staaten durch die unterschiedliche Resonanzfähigkeit nationaler 
politischer Kulturen, insbesondere Diskurstraditionen, zu erklären ist. Und das Teil-
projekt von Weymann und Martens (C4) geht davon aus, dass die von Staat zu Staat 
differierenden „Bildungskulturen“ mit erklären, warum manche Staaten die bil-
dungspolitischen Initiativen der EU bzw. der OECD bereitwilliger angenommen ha-
ben als andere. 

Institutionelle Weichensteller 

Institutionen können den Wandel von Staatlichkeit nicht nur antreiben, sondern auch 
als Weichensteller lenken. Insbesondere Varianzen bei staatlichen Institutionen kön-
nen dazu führen, dass unterschiedliche Staaten auf vergleichbare Herausforderungen 
bei der Erbringung normativer Güter unterschiedlich reagieren. Denn diese Instituti-
onen können die Handlungsoptionen und Handlungsanreize ebenso wie die Interes-
sen und Identitäten der an den politischen Auseinandersetzungen über den Wandel 
von Staatlichkeit beteiligten Akteure mit bestimmen (Baltz, König & Schneider 
2005). Staaten mit stark pfadabhängigen Institutionen mögen deshalb auf Heraus-
forderungen für die Erbringung normativer Güter anders reagieren als solche mit 
schwach pfadabhängigen Institutionen (Streeck & Thelen 2005), Föderalstaaten an-
ders als Zentralstaaten (Rodden 2004), Konkordanzdemokratien anders als Mehr-
heitsdemokratien (Lijphart 1984 usf.), Demokratien mit vielen Vetopunkten anders 
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als solche mit wenigen Vetopunkten (Tsebelis 2002), konservative Wohlfahrtsstaa-
ten anders als sozialdemokratische (Scharpf & Schmidt 2000).  

Ein Beispiel für einen in mehreren Teilprojekten thematisierten institutionellen 
Weichensteller sind die Veto-Punkte, die in die institutionelle Struktur eines Staates 
eingebaut sein können (Hallerberg & Basinger 1999; Hallerberg 2002; Immergut 
1998, 1992; M.G. Schmidt 2004; Tsebelis 2000a, b, 2002; Wagschal 2006). Denn es 
wird vermutet, dass bei vergleichbarer Herausforderung der Wandel in Staaten mit 
wenigen Veto-Punkten deutlicher ausfällt bzw. eher durchzusetzen ist als in solchen 
mit vielen Veto-Punkten. Schließlich geben Staaten mit vielen Veto-Punkten Akteu-
ren, die sich gegen einen Wandel sträuben, bessere Chancen, diesen dann auch tat-
sächlich zu verhindern, als Staaten mit wenig Veto-Punkten. Deshalb geht bei-
spielsweise das Teilprojekt von Rothgang (C3) davon aus, dass die Reformfähigkeit 
eines Staates im Gesundheitssektor wesentlich von der Anzahl der in seinem System 
eingebauten Veto-Punkte abhängt. Aber auch die Teilprojekte von Leibfried und 
Obinger (C1) sowie von Weymann und Martens (C4) analysieren, ob Varianzen in 
der Anzahl der Veto-Punkte die Varianzen im Wandel der sozialen Sicherung bzw. 
der Bildungspolitik in unterschiedlichen Staaten erklären können. Auch die Kompe-
tenzverteilung in föderalen Systemen kann mitunter als institutioneller Weichenstel-
ler wirken. So werden im neuen Teilprojekt von Schmid (A5) Veränderungen von 
Staatlichkeit bei der Entstehung von Privatrecht untersucht, wobei auf dem Gebiet 
internationaler Vertragsrechtskodifikationen für den grenzüberschreitenden Handel 
eine Tendenz zur Privatisierung in den Blick gerät. So hat etwa die Europäische 
Kommission das Projekt der Ausarbeitung eines Europäischen Zivilgesetzbuchs 
nach traditionellem Vorbild inzwischen aufgrund kompetenzrechtlicher Bedenken 
der Mitgliedstaaten zu Gunsten eines formal unverbindlichen „Gemeinsamen Refe-
renzrahmens“ aufgegeben, welcher gegenwärtig von einem privaten Netzwerk von 
Wissenschaftlern und Praktikern ausgearbeitet wird und sodann von Vertragspartei-
en als „Optionaler Code“ im Wege der Rechtswahl anwählbar sein soll (v. Bar & 
Schulte-Nölke 2005). Auch Internationale Organisationen flüchten dort in eine ge-
wissermaßen „private“ Ausarbeitung von Soft-Law, beispielsweise bei den Unidroit 
Principles of International Commercial Contracts, wo die Mitgliedstaaten ihnen 
formal keine Kompetenzen übertragen haben. 

(c) Erklärungschritte 

Das dargelegte Erklärungsschema ist bewusst offen angelegt, so dass es mit unter-
schiedlichen Erklärungen des Wandels von Staatlichkeit vereinbar bleibt. Es kann 
und will den Teilprojekten keine Erklärung dieses Wandels vorgeben, die dann nur 
noch zu prüfen wäre. Die Teilprojekte sollen ergebnisoffen möglichst überzeugende 
Erklärungen für die von ihnen konkret beobachteten Wandlungsprozesse entwi-
ckeln, um dann gestützt auf das Erklärungsschema gemeinsam übergreifende Erklä-
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rungen zu generieren. Um zu solchermaßen übergreifenden Erklärungen des Wan-
dels von Staatlichkeit zu gelangen, die dann auch die Beurteilung der Selbsttrans-
formationsthese zulassen, soll auf einer zweiten Stufe überprüft werden, in wieweit 
sich die so in einzelnen Teilprojekten gewonnen Erklärungen auf in verwandten Pro-
jekten beobachtete Wandlungsprozesse übertragen lassen. Dies dient nicht nur dazu, 
die Einzelerklärungen an neuer Empirie zu überprüfen und gegebenenfalls zu revi-
dieren (z.B. King, Keohane & Verba 1994), sondern vor allem die Reichweite der 
gewonnenen Erklärungen zu erhöhen. Denn Erklärungen mit größerer Reichweite 
sind (vergleichbar präzisen, einfachen und plausiblen) Erklärungen geringerer 
Reichweite stets vorzuziehen (Elster 1998; Mayntz 2002b, a; Scharpf 2002; Schi-
mank 1999).  

Der Sfb will durch dieses zweistufige Verfahren die Grundlage für eine kollek-
tive „inference to the best explanation“ (Lipton 2004) des Wandels von Staatlichkeit 
legen. Am Ende wird sicherlich nicht eine beste Erklärung stehen, die das Gesamt-
bild der Zerfaserung des DRIS vollständig aufklärt. Anzustreben ist aber, durch die-
ses zweistufige Verfahren zu einem begrenzten Satz guter Erklärungen zu gelangen, 
der den Wandel von Staatlichkeit insgesamt verständlich macht und die vielfältigen 
Einzelaspekte des Wandels von Staatlichkeit auf möglichst einfache, allgemeine und 
plausible Erklärungsmuster zurückführt. Dabei ist anhand dieses Sets guter Erklä-
rungen schließlich auch der Vermutung nachzugehen, dass sich der Wandel von 
Staatlichkeit auch als Ergebnis einer Selbsttransformation des Staates lesen lässt. 
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